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Einleitung

Ein wesentliches Element des ökonomi-
schen Strukturwandels der letzten Jahr-
zehnte ist der Bedeutungszuwachs der 
Dienstleistungen: Heute entfallen über 70 
Prozent der Beschäftigungsverhältnisse auf 
den Dienstleistungssektor, und sein Wert-
schöpfungsbeitrag hat einen vergleichba-
ren Umfang. Sein Wachstum in den letzten 
Jahren in Deutschland geht allerdings vor-
nehmlich auf die gezielte Deregulierung des 
Arbeitsmarktes sowie die Liberalisierung 
und Privatisierung der Dienstleistungsmärk-
te zurück. Dies hatte zur Konsequenz, dass 
gerade in diesem Bereich viele prekäre Be-
schäftigungsverhältnisse entstanden sind. 
Laut DGB-Index »Gute Arbeit« von 2009 
liegt bei 38 Prozent der in den Dienstleis-
tungsbranchen Tätigen das monatliche 
Bruttoeinkommen bei 1.500 Euro oder so-
gar darunter (ver.di 2010a: 6).

Angesichts großer gesellschaftlicher 
Herausforderungen, wie zum Beispiel 
dem demografischen Wandel oder der 
Notwendigkeit einer ökologischen Ver-
kehrswende, wäre es wichtig, statt einer 
Low-Road- eine High-Road-Strategie zur 
Gestaltung der zukünftigen Industrie- und 
Dienstleistungsgesellschaft einzuschlagen. 
Dafür wird die Entwicklung einer Dienst-
leistungspolitik benötigt, die auf gute Ar-
beit, soziale Innovationen, ökologische 
Nachhaltigkeit und eine Stärkung der Mas-
senkaufkraft durch gerechtere Verteilungs-
verhältnisse setzt. 

Im vergangenen Jahr hat sich auf Ein-
ladung der Rosa-Luxemburg-Stiftung und 
der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
eine Runde von Expertinnen und Exper-
ten von ver.di und der Landtagsfraktio-
nen der Partei DIE LINKE in Thüringen und 
Sachsen-Anhalt mehrmals getroffen, um 
gemeinsam zu beraten, wie eine solche 

Dienstleistungspolitik in den ostdeutschen 
Ländern aussehen und auf den Weg ge-
bracht werden könnte. Begleitet wurden 
diese Gespräche von der Vorsitzenden des 
Gesamtpersonalrates der Stadt Halle, Si-
mona König, und dem Bürgermeister von 
Hildburghausen, Steffen Harzer. 

Auf einer ersten Tagung am 15. Mai 
2012 in Erfurt ging es um die Eckdaten der 
bereits stattfindenden demografischen 
Entwicklungen und ihrer Dynamik und um 
die Auswertung des Sozialwirtschaftsbe-
richts des Landes Thüringen hinsichtlich 
der Potenziale für eine gute Dienstleis-
tungspolitik. Wie kommen Veränderun-
gen in die Welt? Wer sind die Träger von 
Innovationen? Diese Fragestellungen stan-
den im Mittelpunkt des zweiten Treffens 
am 26. Juni 2012 in Jena. Thema waren 
aber auch die berechtigten Bedenken ge-
genüber Innovationsprozessen, die häufig 
von oben angestoßen werden und aus der 
Sicht der Beschäftigten immer mit höhe-
rem Leistungsdruck und Personalabbau 
verbunden sind und aus der Sicht der Bür-
gerinnen und Bürger eher selten zu einem 
qualitativ besseren Dienstleistungsange-
bot führen. 

Wie aber können partizipative Prozesse 
und Verfahren aussehen, die sowohl den 
Interessen der Bürgerinnen und Bürger 
und denen der Beschäftigen gerecht wer-
den und in denen gemeinsam, sozusagen 
»von unten«, ermittelt werden kann, was 
gesellschaftlich notwendig ist? Wie kann 
ein politischer Mainstream durchbrochen 
werden, der unter der Dominanz von 
»Haushaltskonsolidierung« und »Schul-
denbremse« die für eine nachhaltige Ge-
sellschaftsentwicklung notwendigen und 
wünschenswerten Dienstleistungsange-
bote auf die unter den gegebenen finan-
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ziellen Rahmenbedingungen »bezahlba-
ren« reduziert wissen will? Diese Fragen 
standen im Mittelpunkt der weiteren Ge-
sprächsrunde am 12. September 2012 in 
Jena und der abschließenden Fachtagung 
in Erfurt am 14. November 2012. Beson-
deres Augenmerk galt dabei der Frage, 
wie die modernen digitalen Techniken in 
diesem Prozess unterstützend eingesetzt 
werden können, ohne dass die Qualität 
von Dienstleistungen und ihr spezifischer 
Charakter als Arbeit von, mit, an und für 
Menschen darunter leiden.

Dieser Bericht versteht sich als ein Zwi-
schenergebnis und wirft möglicherweise 

mehr Fragen auf, als dass er Antworten 
enthält. Unser Ziel war es, eine Debatte zu 
verbreitern, in deren Mittelpunkt Dienst-
leistungspolitik aus der Perspektive der 
Bürgerinnen und Bürger und der Beschäf-
tigten steht. Denn ob eine Dienstleistung 
»gut« ist, entscheiden immer beide Seiten, 
diejenigen, die sie erbringen, und diejeni-
gen, für die sie angeboten werden. In die-
sem Sinne betrachten wir die Debatte für 
eröffnet, nicht für beendet. Die auf den 
Treffen und Tagungen gehaltenen Vorträ-
ge können, soweit sie dokumentiert sind, 
über die Rosa-Luxemburg-Stiftung bezo-
gen werden.1

Warum Ostdeutschland? 

Ist es gerechtfertigt, auch im 23. Jahr 
nach der deutschen Vereinigung von 
besonderen Herausforderungen in Ost-
deutschland zu sprechen? In manchen 
Regionen der westlichen Bundesländer 
haben sich statistisch betrachtet bei der 
Arbeitslosigkeit, der wirtschaftlichen Ent-
wicklung und beim Investitionsbedarf der 
öffentlichen Infrastruktur vergleichbare 
Probleme angestaut. Bevölkerungsverlus-
te, Abwanderung aus ländlichen Regio-
nen und schrumpfende Dörfer und Städte 
sind auch im Westen keine unbekannten 
Erscheinungen mehr. Gleichwohl haben 
die ostdeutschen Länder bezogen auf 
ihre wirtschaftliche Stärke und ihre so-
zialen Lebensbedingungen nicht zu den 
westdeutschen Ländern aufgeschlossen. 
Sie finden sich beim Ländervergleich bei 
nahezu allen ökonomischen Indikatoren 

meist mit großem Abstand auf den Plätzen 
elf bis sechzehn wieder. Trotz aller Erfolge 
des Aufbaus Ost in den vergangenen bei-
den Jahrzehnten mehren sich die Anzei-
chen, dass der Aufholprozess erlahmt ist. 
Die Kapitalintensität (der Kapitaleinsatz je 
Erwerbstätigen) der ostdeutschen Wirt-
schaft verharrt bei etwa 80 Prozent der 
westdeutschen, die Bruttowertschöpfung 
je Arbeitsstunde bei 70 Prozent und das 
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner bei 
zwei Dritteln des westdeutschen Wertes. 
Die wirtschaftliche Innovationskraft, ge-
messen an den öffentlichen und privaten 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
je Einwohner, lag 2009 bei nicht einmal 
60 Prozent der westdeutschen, wobei die 
Ausgaben von Staat und Hochschulen im 
Osten über denen im Westen lagen, aber 
die Forschungs- und Entwicklungsausga-

1 � Im Anhang findet sich ein Verzeichnis der Referentinnen und Referenten und ihrer Vortragsthemen. Die 
Kontakt- und Bestelladresse bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung ist kahrs@rosalux.de. 
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ben der privaten Wirtschaft deutlich unter 
dem Westniveau. Die verfügbaren Einkom-
men pro Kopf in Ostdeutschland liegen bei 
nur 80 Prozent des Westniveaus, in den zu-
rückliegenden Jahren ist »kaum mehr eine 
Aufholtendenz zu beobachten«. 

Während die Ergebnisse des Bildungs- 
und Ausbildungssystems vergleichbar 
sind, ist der »Marktwert des erworbenen 
Wissens« im Westen nach wie vor höher, 
weshalb die Abwanderung ausgebildeter 
Fachkräfte anhält (Thüringer Ministeri-
um für Wirtschaft, Arbeit und Technolo-
gie 2012: 7 ff.). Die ostdeutschen Länder 
sind zudem mit dem Problem konfrontiert, 
dass die Solidarpaktmittel 2019 auslaufen 
werden, was bei stockendem wirtschaft-
lichem Angleichungsprozess die fiskali-
schen Handlungsspielräume in besonde-
rem Maße einengen wird. Allein mit einer 
neuen Runde industriepolitischer Förder-
programme, wie sie in der von der Thü-
ringer Landesregierung beauftragten Stu-
die »Zukunft Ost« von der Roland Berger 
Strategy Consultants GmbH vorgeschla-
gen wird, wird man »die systematische 
Strukturschwäche des Ostens« (ebd.: 19) 
nicht überwinden können. Deshalb muss 
der steigenden Bedeutung von Dienst-
leistungen dadurch Rechnung getragen 
werden, dass neben einer Industrie- auch 
eine Dienstleistungspolitik betrieben wird, 
die den Prinzipien guter Arbeit und guter 
Dienstleistungen verpflichtet ist.

Trotz aller Gemeinsamkeiten der ost-
deutschen Länder im Vergleich mit den 
westdeutschen Ländern bilden sie den-
noch keinen homogenen wirtschaftlichen 
und sozialen Raum, sondern weisen enor-
me Unterschiede bei der Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktstruktur oder auch bei den 
öffentlichen Finanzen auf. So zeigen die 
Prognosen über die Bevölkerungsentwick-
lung, dass die meisten städtisch geprägten 

Gebiete in den kommenden 20 Jahren sta-
bil bleiben oder sogar wachsen könnten, 
während die Bevölkerungszahl auf dem 
Land vermutlich weiter abnehmen wird. 
Brandenburg, das von der Anziehungs-
kraft Berlins profitiert, wird nach den vor-
liegenden Prognosen zum Beispiel nur halb 
so viele Einwohner verlieren wie Sachsen-
Anhalt. Wie eine Politik zur Begleitung 
dieses ungleichzeitigen Schrumpfens aus-
sehen kann, ist weithin offen. Das betrifft 
insbesondere die technische und soziale 
Infrastruktur der Gesellschaft. »Das zent-
rale Problem bei der anstehenden Anpas-
sung der Infrastrukturen an eine veränderte 
Bevölkerungsstruktur ist, dass von einer 
Logik des Wachstums auf eine Logik des 
Schrumpfens umgestellt werden müsste« 
(Kloß/Bieber 2011: 299). Nicht nur bei den 
Wasser- und Abwassersystemen stellen sich 
Fragen hinsichtlich der zukünftigen Ent-
wicklung der Infrastrukturen schon heute.

Die Chancen, die in den ostdeutschen 
Herausforderungen liegen, sind die eines 
Erfahrungs- und Gestaltungsvorsprungs 
von gesamtgesellschaftlichem Nutzen. 
Viele Fragen und Aufgaben stellen sich im 
Osten früher und dringlicher, gerade auf-
grund der Gleichzeitigkeit von Schrump-
fung und Wachstum bei überall anzutref-
fender Alterung der Bevölkerung. Soll das 
Ziel der Herstellung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse nicht aufgegeben werden, 
müssen neue Ansätze entwickelt werden. 
Technische Lösungen werden nicht aus-
reichen. Auch bei der technischen Infra-
struktur, dies zeigt sich erneut beispielhaft 
am Wasser- und Abwassersystem, müssen 
technologische, organisatorische und sozi-
ale Innovationen zusammenwirken, etwa 
um eine Dezentralisierung voranzutreiben. 
»Die Entwicklung der Infrastrukturen im 
demografischen Wandel verlangt nach 
innovativen, subsystemübergreifenden, 
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nonkonformen Lösungsansätzen. Es ist 
notwendig, über bisherige Erkenntnis-
horizonte hinauszudenken, um integrativ 
an Lösungen zu arbeiten. Den demogra-
fischen Herausforderungen zu begegnen 
bedeutet auch, den Diskurs über die Ent-
wicklungsperspektiven des gesellschaftli-
chen Lebens neu zu strukturieren« (ebd.: 
303). Als der entscheidende Unterschied 
zwischen Ost- und Westdeutschland stellt 
sich letztlich der zeitliche Vorsprung der 

neuen Bundesländer dar, wo bereits seit 
Mitte der 1990er Jahre die Gestaltung 
der demografischen und wirtschaftlichen 
Schrumpfungsprozesse auf der politischen 
Tagesordnung der Länder und Kommunen 
steht, auch wenn hier positive Ansätze 
häufig in Verwaltungsreformen steckenge-
blieben sind und vielerorts das Dienstleis-
tungsangebot lediglich ausgedünnt und 
nicht qualitativ an die neuen Bedürfnisse 
angepasst worden ist.

Demografische Entwicklungen

Die demografische Entwicklung in 
Deutschland wie in anderen entwickelten 
Industrie- und Dienstleistungsgesellschaf-
ten wird von zwei Trends beherrscht: der 
Abnahme der Bevölkerungszahl und den 
Veränderungen im Altersaufbau. Ihre ge-
sellschaftlichen Folgen sind unklar, zumin-
dest umstritten, obwohl die Demografie 
in den vergangenen Jahren wieder zu ei-
ner Art politischer Leitwissenschaft auf-
gestiegen ist. »Demografische Erkennt-
nisse haben durchgängig den Charakter 
selbstevidenter Aussagen gewonnen« 
(Bieber 2011: 23) und üben eine beacht-
liche Wirkung auf die verschiedenen 
Ebenen der Gesellschaftspolitik aus. Eine 
übergreifende Kernthese der Demografie 
scheint darin zu bestehen, dass die Be-
völkerungs- nicht zur Gesellschaftsent-
wicklung passt, »weshalb weitreichende 
Maßnahmen ergriffen werden müssen, 
um die Gesellschaft überlebensfähig zu 
machen« (ebd.). Mit der öffentlichen und 
politischen Aufmerksamkeit für demo-
grafische Prognosen wächst die Neigung, 
gesellschaftliche Problemlagen zu »de-
mografisieren«. Statt Marktversagen oder 
politische Verantwortung für eine fehlge-

leitete Politik bieten sich demografische 
Veränderungen als Erklärung für ganz 
unterschiedliche Probleme, auch auf der 
regionalen Ebene, an. 

Die wichtigsten Ergebnisse struktureller 
gesellschaftlicher Veränderungen, die sich 
in langfristigen demografischen Trends aus-
drücken lassen, sind eine steigende Lebens-
erwartung, eine sinkende Geburtenrate 
und ein gesteigertes berufliches Qualifika-
tionsniveau in der »Dienstleistungs-« be-
ziehungsweise »Wissensgesellschaft«. Seit 
120 Jahren wächst in entwickelten Indus
triegesellschaften mit hoher Arbeitsproduk-
tivität die Lebenserwartung um etwa drei 
Monate pro Jahr. Seit gut 40 Jahren geht 
in Deutschland die Zahl der neugeborenen 
Kinder derart zurück, dass die Kindergene-
ration um ein Drittel kleiner ist als die Eltern-
generation und nur noch halb so stark wie 
die Großelterngeneration. Ebenfalls seit gut 
40 Jahren lässt sich ein allgemeiner Anstieg 
der formalen Bildungs- und Berufsqualifi-
kationen beobachten, wobei nicht nur der 
Anteil formal höherer Qualifikationen ge-
stiegen ist, sondern sich auch die Anforde-
rungen in den un- und angelernten Berufen 
erhöht haben. 
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In der gesellschaftspolitischen Debat-
te wird unter »demografischem Wandel« 
vor allem ein wachsendes Übergewicht der 
Angehörigen der älteren Generationen 
gegenüber den jüngeren Generationen 
verstanden und in das Zahlenverhältnis 
von Erwerbstätigen zu Rentnern übersetzt. 
»Demografischer Wandel« wird instru-
mentalisiert, um weiteren Sozialabbau zu 
legitimieren, wobei die »Alterslast« dra-
matisiert und andere Faktoren wie eine 
wachsende Arbeitsproduktivität oder die 
Verteilung der Produktivitätsgewinne sys-
tematisch ausgeblendet werden. Die sozi-
alen und gesellschaftlichen Hintergründe 
für eine geringe Kinderzahl oder gewollte 
Kinderlosigkeit werden ignoriert. Auch die 
Auswirkungen der Kinderzahl auf die Le-
bensverhältnisse von Frauen und Familien 
werden kaum thematisiert. Wenn in der 
politischen Diskussion überhaupt die nach 
sozialem Status der Eltern unterschiedli-
chen Auswirkungen der Geschwisterzahl 
auf die Chancen und Lebensbedingungen 
der Kinder thematisiert werden, dann do-
miniert eine diskriminierend-fürsorgeri-
sche Perspektive, die sich unter weitgehen-
der Ausblendung der gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen und Ursachen auf 
die individuellen Fähigkeiten zur Problem-
bewältigung fokussiert. 

In Ostdeutschland kommen zu den 
»langen demografischen Wellen« die Aus-
wirkungen des »demografischen Schocks« 
(Weiß 2012) infolge der deutschen Einheit 
hinzu: die Abwanderung qualifizierter 
Arbeitskräfte der jüngeren und mittleren 
Generation in die wirtschaftlichen Zent-
ren Westdeutschlands. Diese Abwande-
rung hält bis heute an. Bis in die Gegen-
wart ziehen vor allem qualifizierte junge 
Arbeitskräfte, vornehmlich auch junge 
Frauen, aus den ländlichen Regionen Ost-
deutschlands in die wenigen prosperie-

renden Zentren (Berlin, Dresden, Leipzig), 
vor allem aber gen Westen. Dies führt zu 
einem überproportionalen Bevölkerungs-
anteil von jungen Männern mit geringen 
formalen Qualifikationen in Ostdeutsch-
land. Der Anteil männlicher Schulabgänger 
ohne Abschluss liegt in allen ostdeutschen 
Bundesländern deutlich über dem Durch-
schnitt der westlichen Länder. Er beträgt 
in Mecklenburg-Vorpommern 15 Prozent. 
Bei den weiblichen Schulabgängern ist die-
ser Anteil deutlich niedriger, liegt dennoch, 
wenn auch weniger ausgeprägt, über dem 
westlichen Durchschnitt (vgl. ebd.).

In den vergangenen 20 Jahren kam es 
zu einer wechselseitigen Verstärkung von 
negativen demografischen und ökonomi-
schen Entwicklungen wie Abwanderung 
und Defizite bei der Infrastrukturversor-
gung, zu der sich eine zunehmende Pers-
pektivlosigkeit der verbliebenen Menschen 
gesellte. Der ausbleibende allgemeine 
wirtschaftliche Aufschwung hält die Ab-
wanderung aus ländlichen und peripheren 
Regionen auf hohem Niveau, wodurch ihre 
Attraktivität für wirtschaftliche Investitio-
nen weiter sinkt. Damit sinkt auch die Zahl 
der Angehörigen der mittleren Generatio-
nen, die für das Engagement in Elternbei-
räten, Schulen und Vereinen von großer 
Bedeutung sind. Bildungsanstrengungen 
lassen sich, so die verbreitete Erfahrung, 
in der Regel selten vor Ort in gesicherte 
Arbeitsplätze und Einkommen umsetzen, 
sondern nötigen zum Verlassen der Hei-
mat. Der Anteil der älteren, nicht mehr er-
werbstätigen Menschen wächst vor allem 
in den ländlichen Regionen aufgrund der 
allgemeinen demografischen Entwicklung 
und der besonderen ostdeutschen Dyna-
mik überdurchschnittlich schnell. Gleich-
zeitig wird die Infrastruktur – von Kinder-
betreuungseinrichtungen und Schulen 
über Einkaufsmöglichkeiten bis hin zur Ge-
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sundheitsversorgung – immer dünner, die 
erforderlichen Wege, um sie zu erreichen, 
immer länger und ohne eigenes Kraftfahr-
zeug immer beschwerlicher. 

Der demografische Wandel ist aber we-
der eine Bedrohung noch ein Naturereig-
nis. Er stellt vielmehr eine Herausforderung 
an viele Politikbereiche dar. Soll der grund-
gesetzliche Auftrag der Herstellung gleich-
wertiger Lebensbedingungen und der 
gleichen Teilhabemöglichkeiten aufrecht-
erhalten werden, stellen die gesellschaft-
lichen Veränderungen, die sich in demo-
grafischen Zahlen ausdrücken lassen, eine 
herausragende Gestaltungsaufgabe dar.

Wie alle anderen Vorhersagen auch 
verlängern Prognosen zur Bevölkerungs-
entwicklung Trends der Vergangenheit in 
die Zukunft. Ob es so kommt, lässt sich 
nicht beweisen. Allerdings handelt es sich 
bei Voraussagen zur Bevölkerungsent-
wicklung um langfristige Tendenzen, die 
sich über mehrere Generationen fortset-
zen und nur über mehrere Generationen 
umgekehrt werden können: Die Kinder, 
die heute nicht geboren werden, werden 
morgen auch keine eigenen Kinder in die 
Welt setzen können. Deshalb ist die An-
nahme, dass sich die deutsche Gesellschaft 
auf eine »schrumpfende Zukunft« einstel-
len muss und dass es mehr schrumpfende 
als wachsende Regionen geben wird, eine 
wahrscheinliche, die zur Grundlage lang-
fristiger politischer Weichenstellungen 
gemacht werden kann und muss. Insbe-
sondere die ostdeutschen Bundesländer 
gelten dabei nahezu flächendeckend als 
»stark schrumpfende Regionen«, in de-
nen die Zukunft bereits Gegenwart ist. »In 
den neuen Ländern ist der demografische 
Wandel deutlich vorangeschritten« (Der 
Beauftragte für die Bundesregierung für 
die Neuen Bundesländer 2011: 3). Eine 
aktive Dienstleistungspolitik, die die Ge-

sellschaft auf diese langfristigen Verän-
derungen vorbereiten und einstellen will, 
beginnt in Ostdeutschland. Hier werden 
diesbezüglich bereits wertvolle Erfahrun-
gen gesammelt.
Die größten Herausforderungen bestehen 
auf den Gebieten:
–	� Ausbau, Modernisierung und Unterhalt 

der technischen Infrastruktur (Netze, 
Leitungen, Verkehrswege usw.) und der 
sozialen Infrastruktur (Bildungs- und 
Kultureinrichtungen, wohnortnahe Kin-
derbetreuung, Schulen, Pflegeeinrich-
tungen und medizinische Versorgung, 
öffentliche Sicherheit, Recht und Ver-
waltung u.a.m.),

–	� ländliche Raumordnung und Organisa
tion der staatlich-administrativen Struk-
turen,

–	� Gewährleistung und Organisation der 
Mobilität,

–	� Qualität des Lebensumfeldes in ländli-
chen Regionen hinsichtlich schulischer 
Ausstattung, medizinischer Versorgung 
und familienfreundlicher Gemeinschafts
einrichtungen,

–	� flächendeckend unterdurchschnitt
liche Haushaltseinkommen mit einem 
stark wachsenden Anteil von Altersar-
mut, also Bedingungen, unter denen 
nur eingeschränkt die Möglichkeit be-
steht, Dienstleistungen individuell »am 
Markt« zu kaufen, und Dienstleistun-
gen, angeboten als öffentliche Güter, 
für die soziale Integration eine beson-
ders wichtige Rolle spielen.

In allen Bereichen geht es um mehr als den 
unmittelbaren Nutzen und Gebrauchswert. 
Vor dem Hintergrund des Versprechens, 
staatliche Politik auf die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse auszurichten, 
geht es um die alltägliche Erfahrbarkeit der 
Gültigkeit dieses Ziels. Jede Schließung ei-
ner öffentlichen Einrichtung konfrontiert 
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die betroffenen Bevölkerungsschichten 
mit der Frage, ob sie, wie der Soziologe 
Franz-Xaver Kaufmann es formuliert, noch 
zum »Solidaritätshorizont« der Gemein-
schaft zählen. Der Zusammenhalt einer 
Gesellschaft fußt nicht nur auf der Mög-
lichkeit politischer Teilhabe, sondern auch 
auf dem Erleben und Genuss sozialer und 
kultureller Teilhabe. Die Bereitstellung ei-
ner bestimmten Versorgung drückt somit 
Zugehörigkeit aus. Sie mit dem Verweis auf 
den demografischen Wandel infrage zu 
stellen hieße, Solidarität bildende Momen-
te des Rechtsstaates abzubauen und das 
Staatsziel gleichwertiger Lebensverhältnis-
se aufzugeben. Tatsächlich käme es aber 
auf die Debatte über die Mindeststandards 

und die Art und Weise ihrer Sicherung an. 
Was zählt zum Kreis gesellschaftlich not-
wendiger Dienstleistungen, die an jedem 
Wohnort in angemessenem Umfang und 
in angemessener Reichweite zur Verfü-
gung stehen sollen? Die Bedeutung dieser 
Debatte erschließt sich in dem Bericht des 
Bundesbeauftragten für die Neuen Bun-
desländer vom August 2011, der behaup-
tet: »Das Recht auf freie Wohnortwahl ist 
nicht gleichzusetzen mit dem Anspruch, 
an jedem Ort zu beliebigen Kosten für die 
Allgemeinheit ein umfassendes infrastruk-
turelles Angebot vorzufinden. Ein ange-
messenes Grundangebot und dessen Er-
reichbarkeit sind jedoch zu sichern« (ebd.: 
10).

Auswirkungen von Schuldenbremse  
und Fiskalpakt

Eine gestaltende Dienstleistungspolitik, 
die von unten und in enger Verbindung 
mit dem lokalen Bedarf und bürgerschaft-
lichen Bedürfnissen erwachsen soll, hängt 
vor allem von der finanziellen Ausstat-
tung der Kommunen, ihrer Fähigkeit zur 
Gemeinde übergreifenden Planung und 
Kooperation sowie der Bereitschaft ihrer 
Verwaltungen ab, für ausreichend Transpa-
renz zu sorgen und Bürgerinnen und Bür-
gern an Entscheidungsprozessen zu betei-
ligen. Von großer Bedeutung ist ferner das 
Zusammenspiel der öffentlichen Haushalte 
und der Haushalte der sozialstaatlichen 
Institutionen, wie zum Beispiel der Bundes-
agentur für Arbeit.

Die Veränderungen in der bundesdeut-
schen Finanzverfassung, die Einführung der 
»Schuldenbremse« und der europäische 
»Fiskalpakt« haben die doppelte finanzielle 
Abhängigkeit der Haushalte der Länder und 

Kommunen strukturell verstärkt. Das Haus-
haltsdefizit ist auf 3 Prozent des Brutto
inlandsprodukts (BIP) beschränkt worden, 
eine Neuverschuldung ist laut Schulden-
bremse nur noch dem Bund in Höhe von 
0,35 Prozent des BIP gestattet. Die Regelun-
gen des Fiskalpakts erlauben hingegen eine 
jährliche gesamtstaatliche Neuverschul-
dung von 0,5 Prozent des BIP, berücksich-
tigen im Gegensatz zur Schuldenbremse 
aber auch die Schulden der Sozialversiche-
rungen und der Kommunen. Durch diese 
Regelungen wird erstens die wechselseitige 
Abhängigkeit der Staatsfinanzen und der 
wirtschaftlichen Konjunkturlage verstärkt, 
ohne dass dabei noch eine verlässliche und 
systematische Unterscheidung von kon-
junkturellem und strukturellem Defizit mög-
lich ist. Zweitens wächst damit im nächsten 
Schritt die Abhängigkeit der Länder und 
der Kommunen von den übergeordneten 
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Haushalten und Entscheidungen auf Bun-
desebene. Gleichzeitig verzichtete der Ge-
setzgeber auf eine konsequente Einführung 
und Umsetzung des Konnexitätsprinzips. 
Danach müsste die Übertragung neuer Auf-
gaben, die mit finanziellen Mehrbelastun-
gen verbunden sind, mit der automatischen 
Gewährung zusätzlicher finanzieller Mittel 
verbunden sein. 

Die Zentralisierung der Einnahmen- und 
Ausgabenpolitik des Staates, die mitt-
lerweile auch die europäische Bühne be-
stimmt, verschlechtert die finanziellen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen für An-
sätze, die ein lokale Planung unter aktiver 
Bürgerbeteiligung, eine weitere Dezentra-
lisierung der Infrastruktur und nicht über 
den Markt vermittelte Dienstleistungsan-
gebote favorisieren. Daneben dürften die 
finanziellen Bedingungen in Abhängigkeit 
vom Konjunkturverlauf stark schwanken. 
Die Haushalte der westdeutschen Kommu-
nen werden zu knapp 50 Prozent aus Steu-
ern und Gebühren gespeist, in den ost-
deutschen Kommunen zu weniger als 30 
Prozent. Der Anteil der stark konjunkturab-
hängigen Steuereinnahmen macht dabei 
zwischen 75 und 80 Prozent aus. Diese 
Zahlen zeigen die starke Abhängigkeit der 
kommunalen Haushalte von schwanken-
den Steuereinnahmen einerseits und Zu-
weisungen der Bundesländer andererseits. 
Auch wenn die gute Konjunkturlage der 
Jahre 2010 und 2011 die Finanzlage der 
Gemeinden stärker verbessert hat als er-
wartet, bleibt eine Reform der Kommunal-
finanzen unverzichtbar. Ohne eine größere 
finanzielle Stabilität und Selbstständigkeit 
bleiben die Kommunen gerade in Fragen 
der Gestaltung des lokalen Lebensraumes 
in starker Abhängigkeit von übergeord-
neten politischen Instanzen, die von ihnen 
derzeit vor allem die Umsetzung einer fis-
kalpolitischen Austeritätspolitik verlangen. 

Die Perspektiven der Finanzpolitik im fö-
deralen System sind aktuell sehr stark von 
einer eher einseitigen Debatte über Staats-
verschuldung geprägt. Unter dem Druck 
der »Schuldenbremse« dürfte sich die Lo-
gik des Standortwettbewerbs zwischen 
den Ländern noch verstärken und damit 
auch die Angriffe der »Geberländer« auf 
den Länderfinanzausgleich und das grund-
gesetzliche Postulat der Gleichwertigkeit 
der Lebensbedingungen. Unter der gege-
benen Steuerpolitik vermögen die öffent-
lichen Haushalte, insbesondere der Bun-
deshaushalt, die Neuverschuldung zwar 
zurückzuschrauben, aber die wachsende 
Schieflage in der Einkommensverteilung 
verschärft die Probleme im öffentlichen 
Dienstleistungssektor gleichwohl. Die Kon-
zentration der Einkommen und Vermögen 
führt zu einer höheren Ersparnisbildung 
und geringeren Konsumausgaben, wäh-
rend gleichzeitig in Verbindung mit einer 
höheren Besteuerung des Konsums die 
finanziellen Belastungen für Haushalte 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen 
zunehmen. Damit reduziert sich ihre Fähig-
keit, Dienstleistungen am Markt zu erwer-
ben. Eine stärkere steuerliche Belastung 
der hohen Einkommen und Vermögen 
dürfte daher gesamtwirtschaftlich positive 
Wirkungen hervorrufen, da diese höheren 
Steuereinnahmen wahrscheinlich aus Er-
sparnissen finanziert werden würden.

Die »Schuldenbremse«, eingeführt mit 
dem Argument, einer angeblich überbor-
denden Staatsverschuldung im Namen der 
Generationengerechtigkeit einen Riegel 
vorschieben zu wollen, stärkt in der politi-
schen Praxis den Verzicht auf mittel- und 
langfristig angelegte Ausgaben, sodass 
wir den nachfolgenden Generationen wo-
möglich weniger Staatsschulden vererben 
werden, dafür aber einen großen Investi-
tionsstau im Bereich der technischen und 
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sozialen Infrastruktur und hohe Kosten, 
die aus dem Versäumnis entstehen, die so-
zialen Dienstleistungen nicht rechtzeitig an 
den sozialen Wandel angepasst zu haben.

Die Voraussetzungen, die die Bundes-
länder brauchen, um die Schuldenbremse 
einhalten und im Osten die Mindereinnah-
men im Zuge des auslaufenden Solidar-
pakts II auffangen zu können, sind reale 
Wirtschaftswachstumsraten von jährlich 
1,6 Prozent. Bei nominal gesetzten 3 bis 3,5 
Prozent würden die Steuereinnahmen um 
3,7 Prozent steigen. Bei gleichzeitig mode-
raten Tariferhöhungen und eher niedrigen 
Kapitalmarktzinsen könnte die Neuver-
schuldung gestoppt und ein Schuldenab-
bau begonnen werden. Aber auch diese 
eher optimistischen Annahmen führen 
nur dann zum Ziel, wenn die öffentlichen 
Investitionsausgaben weiter herunterge-
fahren und die Personalausgaben gesenkt 
werden (vgl. die Modellberechnungen in 
Vesper 2012). Die technische und soziale 
Infrastruktur droht auf Verschleiß gefahren 
zu werden. Für eine innovative Dienstleis-
tungspolitik stünden wohl kaum Ressour-
cen zur Verfügung. So beklagte Bundes-
verkehrsminister Peter Ramsauer (CSU) 
während der Haushaltsverhandlungen im 
Herbst 2012 das Fehlen von vier Milliarden 
Euro, um den mittelfristigen Investitions-
stau abarbeiten zu können, was ihn zu der 
für einen deutschen Regierungsvertreter 
bemerkenswerten Erkenntnis brachte: 
»Man darf sich nicht kaputtsparen, son-
dern muss in die Zukunft investieren. [...] 
Die Schuldenbremse ist richtig und wichtig, 
aber ich muss auch die Basis für die Wert-
schöpfung einer Volkswirtschaft sichern. 
Nachhaltige Einnahmen erziele ich nur, 
wenn ich eine zukunftsgerichtete Infra-
struktur habe« (Ramsauer 2012: 11). Die-
ser Zusammenhang gilt nicht nur für Inves-
titionen »in Beton«.

Die Lage der Länder- und Kommunal-
haushalte wird stärker als bisher von der 
wirtschaftlichen Entwicklung geprägt sein. 
In Ostdeutschland verschärft sich die fi-
nanzielle Situation – wie bereits erwähnt – 
durch den stufenweisen Abbau der Soli-
darpaktmittel bis 2019. Auch wenn die 
ostdeutsche Wirtschaft entgegen allen ak-
tuellen Vorzeichen etwas stärker wachsen 
sollte als die westdeutsche, wird die Steu-
erkraft der ostdeutschen Länder und Kom-
munen auch weiterhin beträchtlich unter 
dem westlichen Niveau liegen. Das Defizit 
an kommunaler Steuerkraft wird durch 
Mittel der Länder nicht ausgeglichen wer-
den können. Es wird zu einem Rückgang 
der laufenden und investiven Zuweisun-
gen kommen, die gegenwärtig noch über 
55 Prozent der kommunalen Haushalte im 
Osten ausmachen. Es ist nicht unbedingt 
zu erwarten, dass die Infrastrukturausstat-
tung der ostdeutschen Kommunen 2019 
unter dem westdeutschen Niveau liegen 
wird. Es ist aber davon auszugehen, dass 
angesichts dieser absehbaren finanziellen 
Engpässe langfristige Investitionen in die 
notwendige Anpassung der öffentlichen 
Infrastruktur an die Dynamik des demogra-
fischen Wandels nicht beziehungsweise 
nicht in ausreichendem Maße stattfinden 
werden. Denn bereits im ersten Jahrzehnt 
des 21. Jahrhunderts sind die Ausgaben 
der ostdeutschen Bundesländer pro Kopf 
bestenfalls moderat gewachsen. In Meck-
lenburg-Vorpommern und Brandenburg 
stagnierten sie sogar im Zeitraum zwischen 
2002 und 2010. 

In den mittelfristigen Finanzplanungen 
der meisten ostdeutschen Bundesländer 
sind diese Weichenstellungen bereits ables-
bar. So will Sachsen-Anhalt die investiven 
Zuschüsse an die Kommunen bis 2015 um 
ein Drittel kürzen, die eigenen Sachinvesti-
tionen um 17 Prozent. Die Planungen für 
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die Sozialausgaben beschränken sich regel-
mäßig auf das geltende Recht. Spielräume 
für Innovationen sind kaum vorhanden, 
ebenso wenig für Kürzungen. Überall steht 
daher direkt und indirekt der Personalbe-
stand zur Disposition. Dabei zeigen sich 
die negativen Auswirkungen einer Aus-
teritätspolitik bereits heute deutlich. Ost-
deutschland hat bei Privatisierungen und 
beim Stellenabbau im öffentlichen Dienst 
eine Pilotfunktion übernommen. Der öf-
fentliche Personennahverkehr (ÖPNV) et-
wa ist nahezu komplett privat organisiert, 
der Anteil öffentlicher Einrichtungen, so-
wohl im Gesundheitswesen als auch bei 
Kindertagesstätten, ist rückläufig. Allein 
zwischen 2002 und 2009 ging der Anteil 
der Beschäftigten im mittel- und unmittel-
baren öffentlichen Dienst Ostdeutschlands 
von 56,5 auf 49,2 Beschäftigte pro 1.000 
Einwohner zurück. Negativ betroffen vom 
Abbau öffentlicher Dienstleistungen waren 
im Rahmen von kommunalen Kreis- und 
Gebietsreformen gerade auch ländliche 
Räume. Die Finanzausstattung der Kom-
munen ist geschwächt worden. Dies hat 

etwa zu einer Ausdünnung des ÖPNV zwi-
schen Städten und ländlichen Regionen 
geführt, aber auch in den Städten wurden 
oft Taktzeiten verlängert. Gerade die Mo-
bilität älterer Menschen ohne Pkw wird so 
eingeschränkt. Auch bei der ärztlichen Ver-
sorgung macht sich die Ausdünnung be-
merkbar. Wartezeiten auf einen Termin bei 
Fachärzten auch in Städten von bis zu sechs 
Monaten sind keine Seltenheit mehr. 

Um die Qualität öffentlicher Leistun-
gen mindestens zu sichern und langfristig 
zu verbessern, ist ein Paradigmenwechsel 
in der Finanzpolitik notwendig. Über eine 
vermehrte Besteuerung hoher Einkom-
men, Vermögen und Erbschaften muss die 
Finanzausstattung der öffentlichen Hand 
verbessert werden. Dies ist eine zentrale Vo-
raussetzung für den Ausbau des Angebots 
öffentlicher Dienstleistungen. Erforderlich 
für den Erfolg einer solchen Politik ist die 
Verbreitung eines gesellschaftlichen Diskur-
ses, der die Bedeutung von hochwertigen 
Dienstleistungen für gesellschaftlichen und 
individuellen Wohlstand, Lebensqualität 
und soziale Gerechtigkeit herausarbeitet. 

Sozialwirtschaftliches Potenzial von Dienstleistun­
gen und Merkmale von Dienstleistungsarbeit

Die »Tertiarisierung« der deutschen Volks-
wirtschaft ist in den vergangenen beiden 
Jahrzehnten enorm vorangeschritten. Im 
Vergleich zu anderen hochentwickelten 
Ländern ist der Anteil des industriellen Sek-
tors an Wertschöpfung und Beschäftigung 
in Deutschland zwar noch relativ hoch und 
begründet die anhaltenden Exportüber-
schüsse. Ein nicht unerheblicher Teil des 
Wachstums des Dienstleistungssektors 
verdankt sich unternehmensnahen Dienst-
leistungen, die aus industriellen Unterneh-

men ausgegliedert wurden. Die »Wissens-
gesellschaft« bringt neue Formen hybrider 
Wertschöpfung hervor, in denen industriel-
le Produkte und Dienstleistungen zu neu-
en Angeboten verschmelzen. Eine wach-
sende volkswirtschaftliche Dynamik geht 
von jenen Dienstleistungen aus, die auf die 
eine oder andere Weise für die Lebensge-
staltung und Entwicklung, für den sozia-
len Zusammenhalt und eine funktionie-
rende Wirtschaft in einer komplexen und 
hochgradig arbeitsteiligen Gesellschaft 
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unerlässlich sind. Sie umfassen ein breites 
Spektrum in diesem Sinne gesellschaftlich 
notwendiger Dienstleistungen, welches 
von sozialen Dienstleistungen in den Fel-
dern Gesundheit, Pflege, Bildung und Be-
treuung über Dienstleistungen im Bereich 
soziale Sicherheit und Gefahrenschutz bis 
hin zu Infrastrukturdiensten der Verkehrs-, 
Energie- und IT-Netze oder der Wasserver- 
und Abwasserentsorgung reicht.

Der Ausbau und die Weiterentwick-
lung der sozialen Dienstleistungen bieten 
enorme volks- und regionalwirtschaftliche 
Chancen und ein hohes Beschäftigungs-
potenzial. Eine Studie der Prognos AG aus 
dem Jahr 2011 errechnete allein für die Be-
reiche Pflege, Kinderbetreuung und haus-
wirtschaftliche Dienstleistungen bis 2025 
einen Bedarf an über 600.000 zusätzlichen 
Arbeitskräften (Prognos AG 2011). Der 
vom Sozial- und Wirtschaftsministerium 
des Landes in Auftrag gegebene »Sozial-
wirtschaftsbericht Thüringen« der Fried-
rich-Schiller-Universität Jena weist die gro-
ße beschäftigungspolitische Bedeutung 
der Sozial- und Gesundheitswirtschaft im 
Freistaat nach. Hier arbeiten über 100.000 
Menschen, was in etwa der Beschäftigten-
zahl in den fünf größten Industriebranchen 
des Bundeslandes entspricht. Im Vergleich 
zum produzierenden Gewerbe weist die 
Beschäftigung in der Sozial- und Gesund-
heitswirtschaft zudem eine geringe Kon-
junkturabhängigkeit auf. Hinzu kommt 
die große Bedeutung arbeitsintensiver 
personennaher Dienstleistungen, die nur 
begrenzt durch Wissen und Kapital bezie-
hungsweise Technik substituiert werden 
können. Die Sozial- und Gesundheitssektor 
zeichnet sich ferner durch eine überdurch-
schnittlich hohe Integration von auf dem 
Arbeitsmarkt benachteiligten Gruppen aus 
und ist wichtig für ländliche und struktur-
schwache Regionen, die von industriellen 

Branchen häufig gemieden werden. Hinzu 
kommt eine stark steigende Nachfrage. 
Allein zwischen 1999 und 2009 wuchs die 
Zahl der Beschäftigten in Thüringer Pfle-
geeinrichtungen um 70 Prozent, das ent-
spricht 9.000 neuen Arbeitsplätzen. Soziale 
Einrichtungen sind ein wichtiger Arbeitge-
ber, deren Beschäftigte fast ausschließlich 
aus der Region stammen. Ihre Wertschöp-
fungsketten sind zu drei Vierteln regional 
verankert, was zum Erhalt der Lebens-
qualität in der Region beiträgt und so der 
Abwanderung und deren demografischen 
Folgen entgegenwirkt. Neben den hohen 
fiskalischen Refinanzierungseffekten treten 
kaum ökonomisierbare Gemeinwohleffek-
te für die Lebensqualität in einer Region ein 
(vgl. Ehrlich/Hänel 2012). Die bereits ange-
sprochene Prognos-Studie zeigt darüber 
hinaus eine strukturelle Wirkungskette, die 
über einen Ausbau sozialer Dienstleistun-
gen zu einer veränderten Nachfragestruk-
tur und somit direkt und indirekt zu qualita-
tivem Wachstum und Beschäftigung führt.

Allerdings treten diese Wirkungen nicht 
automatisch ein, sondern sie verlangen 
nach politischer Gestaltung. Hier bedarf es 
einer klugen Politik für gute Arbeit und gu-
te Dienstleistungen. So zeichnet sich zum 
Beispiel im Pflege- und Gesundheitsbereich 
ein wachsender Fachkräftemängel ab, der 
Handlungsbedarf auf verschiedenen Ebene 
aufzeigt: vor allem auf der Ebene der Ar-
beits- und Entlohnungsbedingungen, der 
langfristigen Planungs- und Finanzierungs-
sicherheiten und der Professionalisierung 
der Arbeit selbst. Die Privatisierung von 
Gesundheits- und Sozialdienstleistungen 
aber verschärft den Kostendruck und damit 
den Druck auf die Löhne sowie die Ausbil-
dungs- und Arbeitsbedingungen. Zugleich 
verstärkt sich der Zusammenhang zwi-
schen der Nachfrage nach Dienstleistun-
gen und dem individuellen Markteinkom-
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men. Immer mehr Menschen suchen nach 
kostengünstigen privaten Alternativen im 
Gesundheits- und Pflegebereich, was ei-
ne Ausweitung der grauen Arbeitsmärkte 
befördert. Dies hat bundesweit, aber über-
proportional in Ostdeutschland, zu einem 
Anstieg prekärer Beschäftigungsverhältnis-
se beigetragen. Hinzu kommt, dass in Ost-
deutschland das durchschnittliche Entgelt-
niveau dem westdeutschen hinterherhinkt. 
In Thüringen etwa überwiegen im Pflege-
bereich Tarifverträge des Christlichen Ge-
werkschaftsbundes, und in Ostdeutschland 
insgesamt liegt die durchschnittliche Be-
zahlung in der Pflege um etwa 30 Prozent 
unter dem Westniveau. Selbst der aktuel-
le Jahresbericht zum Stand der deutschen 
Einheit stellt fest, dass »im Hinblick auf die 
Löhne und Gehälter auch der zunehmende 
Bedarf an Fachkräften in bestimmten Bran-
chen auf dem Gebiet der Tarifpolitik noch 
zu keiner spürbaren Angleichung geführt 
hat« (Bundesministerium des Innern 2012: 
51). Insgesamt lag das durchschnittliche 
Bruttoentgelt 2011 in den neuen Bundes-
ländern bei monatlich 2.350 Euro. Die An-
gleichung der Löhne und Gehälter im Os-
ten an das Westniveau stagniert seit Mitte 
der 1990er Jahre. 

Die Zahl der Niedriglohnbeschäftig-
ten ist in ganz Deutschland in den letzten 
Jahren gestiegen. 2010 erhielten nach An-
gaben des Instituts für Arbeit und Qualifi-
kation der Universität Duisburg-Essen 7,9 
Millionen Erwerbstätige einen Niedriglohn, 
das heißt weniger als 9,15 Euro brutto pro 
Stunde. Im Osten aber lag der Anteil der 
Niedriglohnbezieher an den Beschäftigten 
mit 39,1 Prozent etwa doppelt so hoch wie 
in Westdeutschland, inklusive Berlin (Kali-
na/Weinkopf 2012: 4). Prekäre Arbeitsbe-
dingungen im Dienstleistungssektor gehen 
auch auf Kosten der Leistungsqualität. Da-
rum gehören zu einer sozialen Dienstleis-

tungspolitik die Regulierung des Arbeits-
marktes und die Förderung höher Entgelte, 
sowohl durch Mindestlöhne als auch durch 
eine Stärkung des Tarifvertragssystems, 
etwa über eine erleichterte Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung von Tarifverträgen.

Vorliegende Studien zeigen, dass sich 
eine bessere finanzielle Ausstattung so-
zialer und öffentlicher Dienstleistungen 
ökonomisch über die fiskalischen Refinan-
zierungsflüsse und sozial über geringere 
Folgekosten in anderen Sektoren (z. B. 
Polizei, Justiz) durch eine sozial gleichere 
Inanspruchnahme der Leistungen auch 
gesamtgesellschaftlich »rechnet«. Viel zu 
lange verkannt wurde, dass soziale Dienst-
leistungsarbeit professionell erbracht wer-
den muss, wenn Einschränkungen der Leis-
tungsqualität vermieden werden sollen. 
Die immer weiter vorangetriebene Tech-
nisierung und Zergliederung der sozialen 
Arbeit in quasi-tayloristische Handgriffe er-
weist sich heute als Irrweg. Hier zeigen sich 
die Besonderheiten von Dienstleistungsar-
beit. Während der industrielle Arbeitspro-
zess von einer Beziehung zwischen Arbeits-
kraft und materiellem Arbeitsgegenstand 
geprägt ist, handelt es sich bei Tätigkeiten 
im Dienstleistungssektor um immaterielle 
Wissens- und Interaktionsarbeit. Wissens-
arbeit ist charakterisiert durch den Umgang 
mit Symbolen, Interaktionsarbeit durch den 
Umgang mit anderen Menschen. In der 
Realität haben viele Dienstleistungstätig-
keiten Anteile von beiden Arbeitsformen. 
Wie wichtig die Interaktionsarbeit gewor-
den ist, zeigt eine Auswertung auf Basis des 
DGB-Indexes »Gute Arbeit«. Danach arbei-
ten 76 Prozent der Beschäftigten im Dienst-
leistungssektor immer oder oft mit den 
Nutzerinnen und Nutzern dieser Leistun-
gen zusammen, bezogen auf die Gesamt-
wirtschaft sind es 65 Prozent. Interaktions-
arbeit bildet den Kern personenbezogener 
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Dienstleistungen und ist deshalb im Ge-
sundheits-, Sozial- und Erziehungswesen 
oder auch im Einzelhandel besonders stark 
ausgeprägt (ver.di 2011a: 10). Interaktions-
arbeit kann nur begrenzt durch technisierte 
Verfahren ersetzt werden. So erfordert zum 
Beispiel die Betreuung der wachsenden 
Zahl der von Altersdemenz Betroffenen ein 
hohes Maß an menschlicher professioneller 
Arbeit. 

Interaktionsarbeit stellt darüber hinaus 
an die Beschäftigten besondere Anforde-
rungen, die sich aus dem Kontakt mit den 
Nutzerinnen und Nutzern ergeben. Ein 
wesentliches Merkmal ist, dass Dienstleis-
tungserbringer und -nutzer miteinander 
kooperieren müssen und ihre Interessen 
aufeinander abgestimmt werden müssen, 
damit eine Dienstleistung gelingt (Dunkel/
Weihrich 2012: 16). Für die Dienstleis-
tungserbringer bedeutet dies auch eine 
psychische Herausforderung: Sie müssen 
mit den Gefühlen und Reaktionen anderer 
umgehen und gleichzeitig mit den eigenen 
Emotionen. Darum erfordert Interaktions-
arbeit fachliche, soziale und kommunika-
tive Kompetenzen wie die Fähigkeit, Pro-
zesse zu steuern, damit eine Dienstleistung 
bedarfsgerecht erbracht werden kann. 

Die Erbringung von Dienstleistungen 
von hoher Qualität ist auch abhängig von 
der Qualität der Arbeits- und Entlohnungs-
bedingungen, das heißt von der Verbrei-
tung guter Arbeit. Aus gewerkschaftlicher 
Sicht muss die Definitionshoheit darüber, 
ob eine Arbeit als gut gelten kann, bei den 
Beschäftigten liegen. Inhaltliche Kriterien 

für gute Arbeit sind etwa, dass eine Arbeit 
Menschen ausfüllt, sie fordert und von ih-
nen als sinnvoll erachtet wird. Gute Arbeit 
fördert Anerkennung und Wertschätzung 
und beteiligt die Menschen bei der Gestal-
tung ihrer Arbeitsbedingungen. Sie för-
dert die Gesundheit und entspricht dem 
Leistungsvermögen der Beschäftigten. 
Und gute Arbeit bietet ein Einkommen, 
mit dem ein menschenwürdiges Leben 
möglich ist (DGB-Index Gute Arbeit GmbH 
2010). Neben einer Arbeitsberichterstat-
tung aus Sicht der Beschäftigten, wie sie 
im Rahmen der Erstellung des Gute-Arbeit-
Index erfolgt, gehört zur Erhebung der 
Qualität von Arbeitsbedingungen auch 
eine Bewertung durch Experten. Hierfür 
wird eine systematische wissenschaftliche 
Arbeitsforschung benötigt. Außerdem 
können verschiedene Prinzipien, wie etwa 
Kriterien für eine menschengerechte Ar-
beitsgestaltung,2 angewandt werden, um 
die Qualität von Arbeitsverhältnissen bes-
ser einschätzen zu können und dement-
sprechend zu verbessern.

Allerdings entsprechen derzeit viele Be-
schäftigungsverhältnisse nicht den Kriteri-
en von guter Arbeit. Dies schadet nicht nur 
den Beschäftigten, sondern geht auch zu 
Lasten der Arbeitsqualität. Untersuchun-
gen zur Interaktionsarbeit in verschiede-
nen Dienstleistungsbranchen zeigen, dass 
je schlechter die Arbeitsbedingungen sind, 
desto häufiger werden Abstriche bei der 
Servicequalität dokumentiert. Wichtig ist 
dabei, dass der Qualitätsverlust nicht Kon-
sequenz der besonderen Anforderungen, 

2 � »Normen wie die DIN EN ISO 9241-2 und die DIN EN ISO 10075-2 beschreiben Anforderungen an men-
schengerecht gestaltete Arbeitsbedingungen. Sie sind als gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse 
nach dem Arbeitsschutzgesetz anzuwenden. Gut gestaltete Arbeitsaufgaben sollten die Durchführung der 
Arbeitsaufgabe erleichtern, die Gesundheit und Sicherheit der Mitarbeiter schützen, das individuelle Wohl-
befinden fördern und die individuellen Fertigkeiten und Fähigkeiten im Rahmen der Aufgabenstellungen 
weiterentwickeln« (Wittig-Goetz 2006: 1). 
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die Interaktionsarbeit an die Beschäftigten 
stellt, ist. Vielmehr geht die verminderte 
Leistungsqualität zum Großteil darauf zu-
rück, dass Prinzipien guter Arbeit verletzt 
werden. 66 Prozent aller Beschäftigten, die 
angaben, sich bei ihrer Arbeit in sehr ho-
hem Maße gehetzt zu fühlen, beklagten 
Abstriche bei der Leistungsqualität. Bei 
denjenigen, die angaben, keinerlei Hetze 
bei ihrer Arbeit ausgesetzt zu sein, waren 
es nur 4 Prozent (ver.di 2011b: 21). 

Eine wichtige Voraussetzung, um die 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Potenziale der Dienstleistungsarbeit bes-
ser auszuschöpfen, ist eine größere gesell-
schaftliche Wertschätzung der sozialen und 
insgesamt der »reproduktiven« Berufe, also 
all jener Tätigkeiten, die für die Funktions-
fähigkeit einer Gesellschaft und das alltäg-
liche Zusammenleben unverzichtbar sind. 
Hoch qualifizierte Arbeitskräfte in der Auto-
mobilindustrie sind ohne eine leistungsfähi-
ge soziale Infrastruktur in ihrer Kommune, 
die sich um Kinder, kranke Angehörige oder 
pflegebedürftige Eltern kümmert und ver-
lässlich den Müll abholt, nicht vorstellbar.

Die Herausforderungen, die im Zusam-
menhang mit dem demografischen Wan-
del, veränderten Arbeitswelten oder der 
digitalen Revolution entstehen, sind nicht 
allein mit technologischen Erfindungen, 
wie etwa computerüberwachten Senioren-
wohnungen, zu bewältigen. Sie erfordern 
ein hohes Maß an sozialer Innovationsfä-

higkeit, um die besten Problemlösungen 
zu finden. Soziale Innovationen umfassen 
neue Wege, Organisationsformen und Re-
gulierungen, die angemessen auf gesell-
schaftliche Veränderungen reagieren und 
selbst sozialen Wandel so gestalten, dass sie 
nachgeahmt und institutionalisiert werden 
können. Soziale Innovationen sollten dabei 
einer normativen Richtung folgen: Sie soll-
ten die Möglichkeiten und Lebensverhält-
nisse in unserer Gesellschaft gerecht, ega-
litär und nachhaltig positiv beeinflussen. 
Soziale Innovationspolitik sollte daher nicht 
nur an ihrem Ergebnis gemessen werden, 
sondern auch an ihrem Entstehungs- und 
Durchsetzungsprozess. Sie muss Teilhabe 
und Mitwirkung ermöglichen. 

Zu den politischen Rahmenbedingun-
gen für eine soziale Dienstleistungspolitik 
gehört auch der Verzicht auf einen einsei-
tigen, lediglich auf technologischen Fort-
schritt fixierten Innovationsbegriff. Mittel 
für Forschung und Entwicklung sollten 
stärker in Projekte fließen, die an ganz-
heitlichen Bewältigungsstrategien und 
an der Schaffung und Förderung sozialer 
Gemeinschaftsgüter interessiert sind. Oh-
ne eine intensivere Orientierung an den 
Bedürfnissen in den Kommunen und ohne 
die aktive Einbeziehung von Beschäftigten 
und potenziellen Nutzerinnen und Nutzern 
von Dienstleistungen wird es kaum gelin-
gen, diese langfristig und nachhaltig zu 
verbessern.

Demokratisches und soziales Potenzial von Dienst­
leistungsarbeit und Dienstleistungen

Dienstleistungen bergen ein hohes Po-
tenzial zur Befriedigung individueller und 
gesellschaftlicher Bedürfnisse. Allerdings 
wird dieses Potenzial häufig noch vernach-

lässigt. Dienstleistungen werden oft als 
weniger wichtig als die Industrieproduktion 
angesehen. Es geht aber nicht nur um die 
bereits skizzierten ökonomischen Poten
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ziale von Dienstleistungen auf gesamt- und 
regionalwirtschaftlicher Ebene. Es geht da-
rum, anzuerkennen, dass Dienstleistungen 
auch einen wichtigen Beitrag zur Lösung 
gesellschaftlicher Herausforderungen, wie 
des demografischen Wandels oder des 
ökologischen Umbaus, leisten können. 
Allerdings geht es nicht um ein einfaches 
»Mehr« an Dienstleistungen. Vielmehr 
muss eine fortschrittliche Dienstleistungs-
politik qualitative Ziele formulieren. Das 
eine Ziel betrifft die Förderung von Dienst-
leistungsarbeit, die den Prinzipien guter 
Arbeit entspricht. Weitere Ziele betreffen 
die Qualität der angebotenen Dienstleis-
tungen. Dienstleistungen der Daseinsvor-
sorge beziehungsweise gesellschaftlich 
notwendige Dienstleistungen (Leimeister/
Peters 2012) werden im Wesentlichen de-
finiert als jene Dienstleistungen, die für 
ein gutes Leben, die Bewältigung gesell-
schaftlicher Probleme, für mehr soziale 
Gerechtigkeit und Zusammenhalt, für ei-
ne funktionierende Wirtschaft und einen 
handlungsfähigen Staat unverzichtbar 
sind. Bei ihrer Gestaltung ist daher zu be-
achten, dass ein allgemeiner Zugang zu 
den Dienstleistungsangeboten ermöglicht 
wird, Nutzungshemmnisse (z. B. infolge 
schlechter Erreichbarkeit des Angebots mit 
öffentlichen Verkehrsmitteln) abgebaut 
werden und dass entgeltfreie beziehungs-
weise kostengünstige Angebote sowie auf 
bestimmte Gruppen (z. B. ältere Menschen, 
Einkommensschwache, Migranten) zuge-
schnittene Angebote existieren. Zusätzlich 
gilt es, das demokratische Potenzial weiter 
zu entfalten und dafür zu sorgen, dass bei 
der Organisierung und Bereitstellung von 
Dienstleistungen Bürgerbeteiligung und 
die Einbeziehung der Beschäftigten in Zu-
kunft eine größere Rolle spielen. 

Diese Konzepte einer Dienstleistungs-
politik sind für Ost- und Westdeutschland 

gleichermaßen bedeutsam. Allerdings stel-
len sich in Ostdeutschland aufgrund der 
demografischen Entwicklung besondere 
Herausforderungen bei der Infrastruktur- 
und Dienstleistungspolitik. Denn während 
der verstärkte Wegzug aus ländlichen Räu-
men verschiedene Fragen aufwirft, unter 
anderem wie diese wieder an Attraktivität 
gewinnen können oder wie mit öffent-
licher Infrastruktur umzugehen ist, die 
eigentlich auf mehr Bevölkerung ausge-
richtet ist, erfordert der Zuzug auch älterer 
Menschen in die urbanen Oberzentren de-
ren altersgerechte Gestaltung.

Auch von der Bundesregierung wird 
offiziell anerkannt, dass es angesichts der 
Schrumpfungsprozesse schwierig ist, at-
traktive ländliche Räume zu erhalten. Im 
aktuellen Jahresbericht zum Stand der 
deutschen Einheit heißt es dazu: »Für eine 
weiter sinkende und älter werdende Bevöl-
kerung muss eine angemessene Grundver-
sorgung mit öffentlichen Angeboten der 
Daseinsvorsorge sowie deren Erreichbar-
keit sichergestellt werden« (Bundesminis-
terium des Innern 2012: 60). Verschiedens-
te Modellvorhaben auf regionaler Ebene 
sollen demonstrieren, wie auch in struk-
turschwachen und von Bevölkerungsrück-
gang und Alterung geprägten Regionen 
eine Versorgung mit existenzsichernden 
Leistungen möglich ist. Wichtig sind dabei 
die Gewährleistung einer gesundheitli-
chen Versorgung, wohnortnahe Bildungs-
angebote, innovative Verkehrskonzepte, 
die Mobilität sicherstellen, der Ausbau der 
Breitbandversorgung und eine verstärkte 
interkommunale Zusammenarbeit. Es gibt 
bereits zahlreiche Beispiele für innovative 
Dienstleistungen:
–	� Im Bereich der Gesundheitsversorgung 

in ländlichen Räumen gibt es seit meh-
reren Jahren in Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern – und seit 2012 
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auch in Sachsen – Modellprojekte, die 
angesichts des Ärztemangels Kranken-
schwestern zu Gemeindeschwestern 
weiterbilden. Das von Wissenschaft
lerinnen und Wissenschaftlern der Uni-
versität Greifswald durchgeführte Mo-
dellprojekt AGnES (Arztentlastende, 
Gemeinde-nahe, E-Health-gestützte, 
Systemische Intervention) wurde 2007 
auf Rügen gestartet. Seitdem arbeiten 
Krankenschwestern in den Ländern 
Mecklenburg-Vorpommern und Bran-
denburg als verbindendes Glied zwi-
schen dem Hausarzt beziehungsweise 
der Hausärztin und den Patientinnen 
und Patienten. Zu ihren Aufgaben ge-
hört die gesundheitliche Überwachung 
der Patienten, in vielen Fällen unterstützt 
durch telemedizinische Instrumente.

–	� Ebenfalls erste Erfahrungen wurden im 
Bereich der Verwaltung gesammelt. Hier 
können zum einen kommunale Auf-
gaben durch vermehrte Kooperation 
zwischen den Gemeinden gebündelt 
werden. Damit kann man den Abbau 
kommunaler Leistungen stoppen, even-
tuell können auch weitere Privatisierun-
gen verhindert werden. Allerdings ist 
dies von den jeweiligen örtlichen Be-
dingungen, den handelnden Akteuren, 
den Kooperationszielen sowie der Betei-
ligung der betrieblichen Interessenver-
tretungen abhängig. Ein Beispiel für in-
terkommunale Zusammenarbeit liefern 
seit mehreren Jahren die Städte Nürn-
berg, Fürth, Schwabach und Erlangen. 
Hier ist es durch die Kooperation bei den 
örtlichen Zerlegungsfällen bei der Ge-
werbesteuer, das heißt der Regelung der 
Verteilung des Steueraufkommens von 
Unternehmen, die in mehreren Städten 
und Gemeinden ansässig sind, auf diese 
Städte und Gemeinden, unter anderem 
gelungen, die Gewerbesteuereinnah-

men von Fürth zwischen 2004 und 2010 
um 2,4 Millionen Euro zu steigern. Dies 
geht deutlich in eine andere Richtung 
als die angedachte interkommunale Zu-
sammenarbeit im Landkreis Miltenberg 
und in der Region Aachen. Hier berät 
die »Partnerschaften Deutschland AG« 
die kommunalen Verwaltungen bei der 
Planung und Entwicklung eines Dienst-
leistungszentrums, dessen Aufgabe 
darin besteht, benötigte Fachkräfte 
in die Region zu vermitteln. In welcher 
Trägerschaft und zu welchen tariflichen 
Bedingungen dort in Zukunft Dienstleis-
tungen erbracht und Menschen arbei-
ten werden, ist noch unklar (Meerkamp/
Sternatz 2012).

–	� Multifunktionale Serviceläden (Lenk/
Klee-Kruse 2000) in kommunaler Trä-
gerschaft können den Zugang zu vielen 
Verwaltungs- und sonstigen Dienstleis-
tungen an einer einzigen Stelle ermög-
lichen, sei es im ländlichen Raum oder 
auch in ausgewählten Stadtvierteln. 
Idealerweise können die Bürgerinnen 
und Bürger bei diesem Modell wählen, 
ob sie Informationen und Verwaltungs-
dienste persönlich in einem Serviceladen 
nachfragen oder sie diese telefonisch 
beziehungsweise online über das In-
ternet abrufen wollen. Durch die hohe 
Integration des gesamten Dienstleis-
tungsprozesses mittels Informations-
technik sind besserer Service und mehr 
Effizienz zugleich erreichbar. Wichtig ist 
dabei, dass die Bürgerinnen und Bürger 
Wahlmöglichkeiten besitzen. Kommu-
nale Dienstleistungen müssen auch für 
Menschen mit Einschränkungen bei der 
Mobilität und bei den modernen Kom-
munikationsmitteln zugänglich sein. 
Mögliche Instrumente sind eine »mobile 
Verwaltung« in Form von Bürgerbussen 
und dezentrale Serviceangebote. 
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Wichtig ist, dass die Entwicklung sinn-
voller Dienstleistungsangebote und neu-
er Technologien parallel erfolgt und diese 
aufeinander abgestimmt werden. Bisher 
sind, gefördert über öffentliche und privat-
wirtschaftliche Forschungs- und Innovati-
onspolitik, viele rein technologiegetriebene 
Angebote und Ideen entstanden, die sich 
jedoch zu wenig an den Bedürfnissen der 
Beschäftigten als auch der Nutzerinnen 
und Nutzer orientieren (vgl. Bieber 2012). 
Dies kann anhand des Verkehrswesens bei-
spielhaft erläutert werden. Um eine inklu-
sive, bezahlbare und nachhaltige Mobilität 
zu fördern, müssen der ÖPNV ausgebaut 
und die verschiedenen Verkehrsträger bes-
ser koordiniert werden. Neben dieser allge-
meinen Orientierung geht es mit Blick auf 
die Ziele soziale Inklusion und Gerechtig-
keit auch darum, die Mobilität bestimmter 
Gruppen, wie ältere und mobilitätseinge-
schränkte Menschen, zu fördern. Der Ein-
satz neuer Kommunikationstechnologien 
kann helfen, über Mobilitätsangebote 
schnell zu informieren und einen komfor-
tablen Zugang zu flexiblen Angeboten (wie 
z. B. Anrufsammeltaxis oder Bürgerbusse) 
zu ermöglichen. Allerdings setzt dies die 
Akzeptanz dieser neuen Technologien und 
die Bereitschaft sowie die Fähigkeit voraus, 
diese zu nutzen. Darum müssen bei der Ent-
wicklung altersgerechter Technologien und 
Dienstleistungen die Alltagserfahrungen 
und Wünsche der potenziellen Anwende-
rinnen und Anwender den Ausgangspunkt 
bilden. Auch müssen bei der Bereitstellung 
neuer Dienstleistungen die Besonderheiten 

personenbezogener Dienstleistungen und 
der sie prägenden Interaktionsarbeit be-
rücksichtigt werden (ebd.).3 

Neben der Attraktivität ländlicher Räu-
me müssen die Städte gestärkt werden. 
Sie sollen für Regionen eine ökonomische 
Ankerfunktion erfüllen, Daseinsvorsorge 
über die schwer greifbare »angemesse-
ne« Grundversorgung hinaus bieten sowie 
Lebensqualität, individuelle Entfaltungs-
möglichkeiten und soziale und kulturelle 
Integration ermöglichen. Zwar existieren 
einige gute Beispiele für den Umgang mit 
den Herausforderungen des demografi-
schen Wandels. Hierbei handelt es sich aber 
vornehmlich um Maßnahmen, die im Rah-
men des Bundesprogramms Stadtumbau 
Ost entwickelt wurden, um den Schrump-
fungsprozess zu begleiten. So konnten 
trotz eines starken Bevölkerungsrückgangs 
der Preisverfall bei Wohnungen durch ge-
ordneten Abriss und Umbau gestoppt und 
Leerstandsquoten gesenkt werden.4 Aller-
dings fehlt es der Bundesregierung trotz 
ihrer sogenannten Demografiestrategie 
an einem tatsächlich politikfeldübergrei-
fenden Ansatz, um die Auswirkungen des 
demografischen Wandels zu steuern. Vor 
allem aber widerspricht die Politik der Bun-
desregierung den Zielen einer auf soziale 
Integration, Teilhabe und Partizipation set-
zenden Entwicklung von Dienstleistungen 
und Infrastruktur. Dies zeigt sich deutlich 
daran, wie Förderprogramme ausgestat-
tet und ausgerichtet sind, ob bei der Regi-
onal- und Stadtentwicklung oder bei der 
Forschungsförderung. Zwar bekennt sich 

3   �Ergebnisse eines Forschungsprojekts des ISO-Instituts etwa zeigen, dass die Nutzung des ÖPNV durch ältere 
Menschen deshalb abgelehnt wird, weil die Busfahrer zu schnell fahren und bremsen und deshalb Angst vor 
Stürzen besteht. Dies bedeutet, dass neben der fachlichen Kompetenz des Fahrens auch soziale und inter-
aktive Kompetenzen benötigt werden, wenn eine personenbezogene Dienstleistung von den Nutzerinnen 
und Nutzern angenommen werden soll (Bieber 2012).

4 � So ergab die Gebäudezählung des Zensus 2011 für Schwedt/Oder nur noch eine Leerstandsquote von  
3,6 Prozent, für Hoyerswerda nur noch 7,1 Prozent oder für Neubrandenburg 4,2 Prozent aller Wohnungen. 
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Aufgabe des Staates
Der Weg in eine Dienstleistungsgesell-
schaft über Privatisierung, Liberalisierung 
und prekäre Beschäftigung hat sich als 
Irrweg erwiesen. Stattdessen sollte mit 
einer sozialen Dienstleistungspolitik eine 
High-Road-Strategie eingeschlagen wer-
den. Ein wesentlicher Baustein ist dabei die 
Stärkung der Rolle öffentlicher Dienstleis-
tungen und des Staates. Privatisierungen 
und Public-Private-Partnerships gingen in 
den meisten Fällen auf Kosten der Qualität 

der Beschäftigungsverhältnisse, führten zu 
Arbeitsplatzabbau und häufig auch zu ver-
schlechterten und verteuerten Leistungen. 
Außerdem gibt die öffentliche Hand durch 
Privatisierungen politischen Gestaltungs-
spielraum aus der Hand. 

Es muss daher aus den negativen Er-
fahrungen mit Privatisierungen und mit 
der Finanzkrise die Lehre gezogen wer-
den, dass es zur Verwirklichung der Ziele 
einer sozialen Dienstleistungspolitik eines 
handlungsfähigen Staates bedarf. Dieser 

die Bundesregierung in ihrem Jahresbericht 
zum Stand der Deutschen Einheit zur Bund-
Länder-Gemeinschaftsaufgabe »Verbesse-
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur« 
(GRW), dem zentralen Instrument regiona-
ler Wirtschaftsförderung in Deutschland, 
deren Mittel vornehmlich nach Ostdeutsch-
land fließen. Im Sinne des Ziels der Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse sollen 
damit Nachteile strukturschwacher Regio-
nen ausgeglichen werden. Die Mittelaus-
stattung der GRW aber ist zwischen 1998 
und 2012 von 1,6 Milliarden Euro auf 597 
Millionen Euro gesenkt worden. Eine wir-
kungsvolle Regionalförderung ist so in 
vielen Bundesländern kaum noch möglich 
(Deutscher Gewerkschaftsbund 2009: 19; 
Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie 2012).

Ebenfalls massiv – um mehr als 70 Pro-
zent – gekürzt wurden durch die schwarz-
gelbe Bundesregierung die Mittel für das 
Programm »Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf – Soziale Stadt«. Da-
bei könnte gerade dieses Programm so-
wohl aufgrund seiner an sozialen Kriterien 
ausgerichteten inhaltlichen Gestaltung 

als auch aufgrund seiner die Bürgerinnen 
und Bürger einbeziehenden Ausrichtung 
als gutes Praxisbeispiel für eine soziale 
Dienstleistungspolitik im oben skizzier-
ten Sinne dienen. Wesentliche Elemen-
te des Programms sind die Orientierung 
der Stadtteilentwicklung an den lokalen 
Gegebenheiten und die Partizipation der 
lokalen Bevölkerung an der Gebietsent-
wicklung. Besonders problematisch an 
der 2011 beschlossenen Mittelkürzung 
ist, dass sozial-integrative Maßnahmen 
wie die Förderung von Spracherwerb, 
von Bildungsabschlüssen oder der lokalen 
Ökonomie nicht mehr möglich sind und 
sich auf städtebauliche Maßnahmen be-
schränkt werden muss (Franke 2011). Das 
offizielle Bekenntnis der Bundesregierung 
zum Programm, wie etwa im aktuellen 
Jahresbericht zum Stand der Deutschen 
Einheit, wird von der Praxis konterkariert. 
Der finanzielle Ausbau des Programms, 
die Förderung gerade auch sozial-integ-
rativer Maßnahmen sowie die Partizipati-
onsorientierung wären hingegen notwen-
dig und entsprächen den Prinzipien einer 
sozialen Dienstleistungspolitik

Akteure in Bewegung setzen
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setzt Rahmenbedingungen, koordiniert 
Transformationsprozesse wie den demo-
grafischen Wandel und bietet nach Jahren 
des Rückzugs des Staates Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge auch wieder vermehrt 
selbst an. Aufgabe des Sozialstaates ist 
es, durch gesellschaftliche Einrichtungen 
und Leistungen, durch ein System der so-
zialen Vorsorge und durch arbeits- und 
sozialrechtliche Schutzregelungen die 
Lebensrisiken (wie Alter, Arbeitslosigkeit, 
Krankheit, Invalidität, Pflegebedürftig-
keit und Arbeitsunfähigkeit) abzusichern. 
Hierdurch wird sozialer Zusammenhalt ge-
stärkt und Chancengleichheit hergestellt. 
Der öffentliche Dienst ist der Garant für ei-
nen gleichberechtigten, diskriminierungs-
freien und kostengünstigen Zugang zu 
Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsor-
ge sowie zu Bildung und Kultur. Deshalb 
muss der öffentliche Dienst erhalten und 
ausgebaut werden, denn soziale Sicher-
heit, Bildung und Kultur sind keine Waren, 
sondern Grundrechte. 

Dies geht nicht einher mit der Vor-
stellung, der Staat müsse alles regeln. Es 
bedarf jedoch einer staatlichen und ge-
sellschaftlichen Verantwortung und Ins-
tanzen, die Märkte regulieren, die selbst-
verantwortliche Entfaltung der Individuen 
stärken, Standards für öffentliche und pri-
vate Dienste vorgeben und kontrollieren 
sowie den Erhalt und Ausbau sozialer Si-
cherungssysteme garantieren. Nach Jah-
ren der Privatisierung ist hier in der letzten 
Zeit eine veränderte Entwicklung zu be-
obachten. Viele Städte und Gemeinden 
rekommunalisieren ehemals privatisierte 
Betriebe und Einrichtungen. Gerade der 
Energiesektor und die Abfallwirtschaft sind 
von Rekommunalisierungen betroffen. In 
den letzten fünf Jahren wurden bundes-
weit 60 neue Stadtwerke gegründet und 
176 Konzessionen durch kommunale Un-

ternehmen übernommen (Broß/Engartner 
2013: 93). Über eine Rekommunalisierung 
kann die Bindung kommunaler Unterneh-
men an kommunalpolitische Ziele gestärkt 
werden. Dabei ist darauf zu achten, dass 
die Interessen der Beschäftigten an guter 
Arbeit und der Verbraucherinnen und Ver-
braucher an einer hohen Leistungsqualität 
berücksichtigt werden.

Damit die öffentliche Hand gerade auch 
auf kommunaler Ebene den an sie gestell-
ten Anforderungen gerecht werden kann, 
ist vor allem eine Umkehr in der Steuerpo-
litik notwendig. Das Steueraufkommen 
muss durch eine umfassendere Besteue-
rung der Vermögen, Erbschaften und ho-
hen Einkommen erhöht und gerade die 
Finanzausstattung der Kommunen muss, 
etwa durch Einführung einer Gemeinde-
wirtschaftssteuer, das heißt einer Gewer-
besteuer mit einer breiteren und weniger 
konjunkturabhängigen Basis, verbessert 
werden (Vesper 2012).

Entscheidende Weichenstellungen für 
die finanzielle Ausstattung der Kommu-
nen und Länder müssen allerdings auf der 
bundespolitischen Ebene erfolgen. Hierzu 
zählen die Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer, eine Reform der Erbschaftsteuer 
und eine deutliche Anhebung des Spitzen-
steuersatzes. Von großer Bedeutung wird 
dabei sein, wie das im Grundgesetz veran-
kerte Postulat, gleichwertige Lebensver-
hältnisse anzustreben, in Zukunft interpre-
tiert und politisch umgesetzt werden wird. 
Gegenwärtig dominiert die Tendenz, den 
Standortwettbewerb zwischen den Bun-
desländern zu verschärfen. Gerade mit Blick 
auf den 2019 auslaufenden Solidarpakt er-
scheint es geboten, heute mit einer gesell-
schaftlichen Debatte über die zukünftige 
solidarische Finanzierung der öffentlichen 
Aufgaben zu beginnen. Der Solidarpakt 
bezeichnete die gesamtgesellschaftliche 
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Aufgabe, mithilfe von sowohl im Westen 
als auch im Osten erhobenen Zusatzsteu-
ern die öffentliche Infrastruktur und die 
wirtschaftliche Leistungskraft in den neuen 
Bundesländern aufzubauen und zu fördern, 
mit dem Ziel, gleichwertige Lebensver-
hältnisse in Deutschland herzustellen. Wir 
halten eine Fortsetzung für notwendig, al-
lerdings nicht als Solidarpakt Ost, sondern 
als »Solidarpakt für strukturschwache Kom-
munen und Regionen« in Ost und West. Bei 
einer solchen Reform des solidarischen Fi-
nanzausgleichs kann es nicht darum gehen, 
drei- oder vierstellige Milliardenbeträge für 
strukturschwache Regionen auszuloben. 
Politische Akzeptanz und Legitimität er-
reicht man nur, wenn die Mittelaufbringung 
mit einer konkreten Zielbestimmung ver-
bunden ist, also einer Debatte darüber, was 
eine gute öffentliche Dienstleistungsstruk-
tur umfassen sollte und was angesichts re-
gionaler Vielfalt heute unter gleichwertigen 
Lebensverhältnissen zu verstehen ist. So wie 
der Aufbau Ost als ein Akt gesellschaftlicher 
Solidarität begriffen wurde, muss auch der 
Erhalt eines flächendeckenden öffentlichen 
Dienstleistungsangebots überall im Land 
beziehungsweise die hierfür benötigten 
Strukturanpassungen als Investitionen in 
den sozialen Zusammenhalt und als ein 
neuer Ausdruck gesamtgesellschaftlicher 
Solidarität diskutiert und verstanden wer-
den.

Neben der Verbesserung der finanziel-
len Grundlagen für das Angebot öffentli-

cher Dienstleistungen muss dafür gesorgt 
werden, dass sich der öffentliche Dienst 
auch als Förderer neuer Dienstleistungs-
angebote im Sinne der Bürgerinnen und 
Bürger versteht. Dementsprechend sollten 
öffentliche Einrichtungen verstärkt Inno-
vationen fördern. Bisher fehlten auch hier 
meistens die Mittel, um etwa an öffentlich 
finanzierten Forschungsvorhaben teilneh-
men zu können. Außerdem besteht das 
Problem, dass der Innovationsbegriff auf-
grund zahlreicher negativer Erfahrungen 
mit Verwaltungsreformen im Zuge der Ein-
führung des »Neuen Steuerungsmodells«5 
lange gleichgesetzt wurde mit Rationalisie-
rung. Daher reagieren viele Beschäftigte 
eher skeptisch, wenn von Innovationen 
die Rede ist. Deshalb sollte der öffentliche 
Dienst dem hier in diesem Bericht skizzier-
ten Innovationsverständnis folgen. Eine 
praktische Möglichkeit für öffentliche 
Verwaltungen, aber auch gemeinnützige 
Einrichtungen, von der öffentlichen For-
schungs- und Innovationsförderung zu 
profitieren, könnte darin bestehen, mittels 
Innovationsgutscheinen Dritte mit For-
schungsleistungen zu beauftragen (Mai-
wald/Schulze 2013: 29). 

Auch wenn wieder vermehrt Dienstleis-
tungen durch die öffentliche Hand ange-
boten werden sollen, so kann sich staatli-
ches Handeln nicht darauf beschränken, 
sondern muss auch die Rahmenbedingun-
gen für private und freigemeinnützige Be-
triebe und Einrichtungen regulieren. Leit-

5 � Das »Neue Steuerungsmodell« wurde in Deutschland im Rahmen der Diskussionen um eine Modernisierung 
der öffentlichen Verwaltung von der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für Verwaltungsmanagement, einem 
von Städten, Gemeinden und Kreisen gemeinsam getragenen Entwicklungszentrum des kommunalen Ma-
nagements, entwickelt. Seine wesentlichen Elemente sind eine Verantwortungsabgrenzung zwischen Politik 
und Verwaltung in Form eines Kontraktmanagements, dezentrale Ressourcen- und persönliche Ergebnis-
verantwortung, verbunden mit einem zentralen Steuerungs- und Controllingbereich, Outputsteuerung in 
Form von Produktdefinition, Kosten- und Leistungsrechnung, Budgetierung und Qualitätsmanagement zur 
Schaffung direkter Abnehmerorientierung, Aktivierung von Wettbewerbselementen und eine verstärkte 
Einbeziehung der Bürgerinnen und Bürger, etwa durch Umfragen und die Stärkung der Rechte der Verbrau-
cherinnen und Verbraucher (Bogumil 2002: 54). 
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bild der Regulierung sollten die skizzierten 
Ziele einer sozialen Dienstleistungspolitik 
sein, das heißt, es sollten gute Arbeit und 
gute Dienstleistungen gefördert werden 
statt eines Kostenwettbewerbs, der auf 
dem Rücken der Beschäftigten ausgetra-
gen wird und häufig auch die Interessen 
der Nutzerinnen und Nutzer nicht ange-
messen berücksichtigt. Zu den hier benö-
tigten Maßnahmen zählt eine allgemeine 
Regulierung des Arbeitsmarktes, deren 
wesentliche Elemente ein allgemeiner 
gesetzlicher Mindestlohn von mindes-
tens 8,50 Euro, mehr Branchenmindest-
löhne durch eine erleichterte Allgemein-
verbindlichkeit von Tarifverträgen, die 
Gleichbehandlung von Leiharbeiterinnen 
und Leiharbeitern und Beschäftigten des 
Entleihbetriebs, die Abschaffung einer 
sachgrundlosen Befristung von Arbeitsver-
trägen, die Überführung von Minijobs in 
reguläre und sozialversicherungspflichtige 
Teilzeitarbeit und die Unterbindung des 
missbräuchlichen Einsatzes von Werkver-
trägen sind (Deutscher Gewerkschafts-
bund 2012). 

Gefördert werden können die Prinzi
pien guter Arbeit auch über weitere Hebel 
staatlicher Regulierung. So können die 
Landesregierungen die Vergabe öffent
licher Aufträge an die Einhaltung sozialer, 
ökologischer und tariflicher Standards 
und an die Zahlung von Mindestlöhnen 
knüpfen. Derzeit gibt es in elf Bundeslän-
dern sogenannte Vergabegesetze, die 
Tariftreueregelungen enthalten und somit 
Auftragnehmer öffentlicher Aufträge ver-
pflichten, ihren Beschäftigten Tariflöhne 
zu zahlen. In Baden-Württemberg und 
Schleswig-Holstein ist ihre Einführung 
geplant. Mindestlohnregelungen existie-
ren in acht dieser Bundesländer. In Ost-
deutschland hat nur Sachsen bislang keine 
Tariftreueregelung eingeführt. Außerdem 

könnten auch bei der staatlichen Wirt-
schaftsförderung soziale Kriterien stärker 
einbezogen werden wie zum Beispiel die 
zur guten Arbeit. In Thüringen etwa ist 
die Zahlung von Investitionshilfen daran 
gekoppelt, dass Höchstquoten für den 
Einsatz von Leiharbeit nicht überschritten 
werden. Darüber hinaus sind weitere Ver-
einbarungen mit Unternehmen, die staat-
liche Förderung erhalten, denkbar, etwa 
hinsichtlich der Übernahme von Auszubil-
denden oder der Einstellung von Langzeit-
arbeitslosen, Menschen mit Behinderung 
und anderen am Arbeitsmarkt benachtei-
ligten Bevölkerungsgruppen. Auch die im 
Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe 
»Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur« enthaltene Vorgabe, dass mit 
öffentlichen Beihilfen qualifizierte Arbeits-
plätze geschaffen werden müssen, könnte 
durch bindende Regelungen ergänzt wer-
den wie etwa die, dass ein jährliches Min-
destbruttoentgelt gezahlt werden muss 
(Kohte 2012: 8).

Aufgabe der Bürgerinnen und  
Bürger und der Interessen­
vertretungen der Beschäftigten
Die Entwicklung einer Dienstleistungspo-
litik sollte sich an der Qualität der ange-
botenen Leistungen für die Nutzerinnen 
und Nutzer orientieren, gute Arbeit er-
möglichen und Werten verpflichtet sein 
wie eine größtmögliche gesellschaftliche 
Teilhabe aller, soziale Gerechtigkeit und die 
Förderung von Wohlstand. Sie sollte aber 
nicht nur an der Qualität ihrer Ergebnisse 
gemessen werden. Es geht auch um die 
Förderung demokratischer Prozesse, um 
mehr Gestaltungsmöglichkeiten für die 
Menschen.

Die Abkehr von einer Privatisierungspo-
litik und die Rekommunalisierung im Be-
reich gesellschaftlich notwendiger Dienst-
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leistungen können ein Teil einer solchen 
Selbstermächtigung der Bürgerinnen und 
Bürger sein. Allerdings muss dann auch 
dafür gesorgt werden, dass kommunale 
Unternehmen sich nicht verselbststän-
digen, sondern tatsächlich unter demo-
kratischer Kontrolle stehen. So müssen 
etwa Aufsichtsräte kommunaler Unter-
nehmen mittels einer Selbstverpflichtung 
der Kontrolle der Kommunalparlamente 
unterstellt werden (ver.di 2010b: 6). Eine 
weitere Möglichkeit, über andere Formen 
des Eigentums gestaltend tätig zu werden, 
bieten Genossenschaften. Der Genos-
senschaftssektor umfasst in Deutschland 
etwa 7.600 Unternehmen, 860.000 Be-
schäftigte und 20 Millionen Mitglieder. 
Definiert sind Genossenschaften als Ge-
sellschaften, deren Zweck darauf gerichtet 
ist, den Erwerb oder die Wirtschaft ihrer 
Mitglieder oder deren soziale und kultu-
relle Belange durch gemeinschaftlichen 
Geschäftsbetrieb zu fördern. Sie erleben 
derzeit eine Renaissance. Seit etwa der 
Jahrtausendwende wurden rund 1.200 
Genossenschaften neu gegründet. Von 
besonderer Bedeutung sind dabei die ge-
werblichen Genossenschaften.6 Erklärt 
wird die Gründung von Genossenschaften 
unter anderem damit, dass diese Marktun-
zulänglichkeiten kompensieren können. In 
ländlichen Räumen zum Beispiel können 
über Genossenschaften im Gesundheits- 
und Pflegebereich soziale Infrastrukturen 
aufrechterhalten werden. Von wachsender 
Bedeutung sind auch Dorfladengenos-
senschaften. Die größte Dynamik bei den 

Neugründungen weisen Energiegenossen-
schaften auf. Diese können den Umbau 
hin zu einer dezentralen, auf erneuerbaren 
Energien basierenden Energieversorgung 
unterstützen. Eine dezentrale, in Hand der 
Bürgerinnen und Bürger liegende Energie-
wirtschaft birgt regionalwirtschaftliches 
Potenzial und kann die Energiewende mit 
einer Demokratisierung und besseren Ver-
braucherorientierung verbinden. Denn Un-
tersuchungen zeigen, dass ein positiver Zu-
sammenhang zwischen der Unterstützung 
der Energiewende und Beteiligungsmög-
lichkeiten besteht (Klemisch/Boddenberg 
2012: 570 ff.).

Neben partizipativen Eigentumsformen 
müssen Formen direkter Demokratie ge-
stärkt und muss die Mitbestimmung aus-
gebaut werden. Proteste und Kritik von 
Bürgerinnen und Bürgern an geplanten 
Megaprojekten wie »Stuttgart 21« oder lo-
kale Initiativen gegen die Privatisierung von 
Bereichen der kommunalen Daseinsvorsor-
ge sind Ausdruck einer wachsenden Unzu-
friedenheit vieler Menschen mit Inhalten 
und Formen etablierter Politik. Darum müs-
sen Möglichkeiten der direkten Beteiligung 
gestärkt werden. Hierzu gehören sowohl 
Bürger- und Volksbegehren, mit denen von 
Parlamenten beschlossene Maßnahmen 
korrigiert werden können,7 als auch eine 
größere Bürgernähe in der Kommunika-
tion. Die Bürgerinnen und Bürger sollen 
aktiv an der kommunalen Entscheidungs-
findung beteiligt werden. Jährliche Bür-
gerversammlungen oder die Etablierung 
von Ortsteilräten und -bürgermeistern, die 

6 � Unterschieden werden folgende Genossenschaftssektoren: Konsumgenossenschaften, Wohnungsbauge-
nossenschaften, gewerbliche Genossenschaften, ländliche Genossenschaften und Genossenschaftsbanken. 

7 � Allerdings haben der Volksentscheid zu »Stuttgart 21« in Baden-Württemberg, der zum Weiterbau geführt 
hat, oder auch der Volksentscheid in Hamburg, der eine Schulreform zur Einführung einer sechsjährigen 
Grundschule verhindert hat, gezeigt, dass eine Stärkung der direkten Demokratie nicht zwangsläufig zu po-
litischen Ergebnissen führt, die aus linker und gewerkschaftlicher Sicht begrüßenswert wären. Die Förderung 
direkter Demokratie muss deshalb mit dem Kampf um gesellschaftliche Diskurshoheit verknüpft werden.
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die Bedürfnisse und Interessen der lokalen 
Bevölkerung artikulieren und gegenüber 
der Verwaltung vertreten, könnten hier-
bei behilflich sein. Ein weiteres Instrument 
sind Bürgerbefragungen, bei denen Um-
fang, Leistungsspektrum und Qualität der 
angebotenen Dienstleistungen bewertet 
und Vorschläge für neue Dienstleistungen 
gemacht werden können. Allerdings ist 
bei der Bürgerbeteiligung erstens zu be-
achten, dass bestimmte Qualitätskriterien 
eingehalten werden. Viele Bürgerhaushal-
te erfüllen diesen Anspruch nicht. Zentra-
le Kritikpunkte an Bürgerhaushalten sind, 
dass sie als reines Beratungsinstrument 
fungieren, wichtige Bevölkerungsgruppen 
wie zum Beispiel Migranten unterrepräsen-
tiert sind und dass sie in Zeiten leerer öf-
fentlicher Kassen und Haushaltskürzungen 
dazu benutzt werden können, den Abbau 
öffentlicher Leistungen zu legitimieren, da 
dieser nun nicht länger allein von den Re-
gierungsvertretern verantwortet werden 
muss. Ebenfalls darf ein grundsätzlich wün-
schenswertes stärkeres ehrenamtliches 
und freiwilliges Engagement nicht dazu 
missbraucht werden, reguläre Beschäfti-
gung zu verdrängen. In den vergangenen 
Jahren haben im gemeinnützigen Sektor 
Tätigkeiten mit pauschalen Aufwandsent-
schädigungen und Minijobs zugenommen, 
und über Konzepte wie Bürgerarbeit wer-
den Arbeitslose unter Druck gesetzt, gering 
bezahlte gemeinnützige Arbeit zu leisten. 
Stattdessen muss auf diesem Feld generell 
das Prinzip der freiwilligen Arbeit gelten 
und bei der Finanzierung aus öffentlichen 
Mitteln die Gemeinnützigkeit beachtet 
werden. 

Schließlich gehört zu einer partizipativ 
orientierten Politik, dass neben den Bürge-
rinnen und Bürgern auch die Beschäftigten 
und ihre Interessenvertretungen beteiligt 
werden. Hier geht es sowohl um das ge-

meinsame Engagement von Bürgerinnen 
und Bürgern, Beschäftigten und Gewerk-
schaften in kommunalen Bündnissen 
gegen Privatisierungen als auch um den 
Ausbau von Mitbestimmungsrechten in 
öffentlichen Verwaltungen, Einrichtungen 
und Unternehmen. So müssen bessere Ein-
flussmöglichkeiten der Betriebsräte, unter 
anderem durch eine Ausweitung der Rech-
te des Betriebsrats im Hinblick auf atypi-
sche Beschäftigungsformen wie Leiharbeit 
oder die Vergabe von Werkverträgen, ge-
schaffen und die Mitbestimmungsrechte 
des Betriebsrats bei Beschäftigungssiche-
rung und Qualifizierung gestärkt werden. 
Aktuelle Ergebnisse des ver.di-Innovati-
onsbarometers, einer regelmäßigen Be-
fragung von Aufsichtsräten und Betriebs-
ratsvorsitzenden zum Innovationsklima 
im Dienstleistungssektor, zeigen, dass die 
Interessen und das Wissen der Beschäf-
tigten und Mitbestimmungsorgane kaum 
berücksichtigt werden (Roth 2012). Damit 
wächst die Wahrscheinlichkeit, dass Inno-
vationen den Interessen der Beschäftigten 
zuwiderlaufen. Damit Dienstleistungsin-
novationen auch die Interessen der Be-
schäftigten berücksichtigen, müssen deren 
Mitbestimmungsrechte auf diesem Feld 
gestärkt werden. Ein positives Beispiel hier-
für liefert das 2011 in Kraft getretene neue 
Landespersonalvertretungsgesetz in Nord-
rhein-Westfalen. Es verleiht dem Personal-
rat (soweit keine gesetzliche oder tarifliche 
Regelung besteht) bei organisatorischen 
Neuerungen (Rationalisierungen, Einfüh-
rung von neuen Technologien etc.) gewisse 
Mitbestimmungsrechte. Diese gelten zum 
Beispiel dann, wenn neue Arbeitsmetho-
den eingeführt oder wesentlich verändert 
beziehungsweise ausgeweitet werden. Die 
Rechte der Personalräte müssen darüber 
hinaus in weiteren Feldern gestärkt wer-
den. Hierzu zählt die Allzuständigkeit des 
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Personalrates, zumindest ein möglichst 
umfangreicher Mitbestimmungskatalog 
einschließlich eines Initiativrechtes. Und 
auch die individuellen Rechte der Beschäf-
tigten müssen gestärkt werden. Diese 
müssen von der Dienststelle über Anträge 
zu personellen Einzelentscheidungen, die 
sie betreffen, sowie über weitere sie betref-

fende Angelegenheiten unterrichtet wer-
den. Auf Wunsch sind sie anzuhören. Und 
der Personalrat hat vor einer Entscheidung 
über einen Mitbestimmungstatbestand in 
personellen und sonstigen Angelegenhei-
ten, bei der schutzwürdige Belange eines 
einzelnen Beschäftigten berührt werden, 
die Betroffenen anzuhören.
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Ausblick

Eine Stärkung qualitativ hochwertiger, ge-
sellschaftlich notwendiger Dienstleistun-
gen, die unter Bedingungen guter Arbeit 
angeboten werden, kann die Lebensqualität 
erhöhen sowie gleichwertige Lebensver-
hältnisse und soziale Gerechtigkeit fördern. 
Die neoliberale Politik der Liberalisierung, 
Privatisierung und Ausgabenkürzung hinge-
gen hat der Qualität der erbrachten Dienst-
leistungen geschadet und prekäre Beschäf-
tigung gefördert. Eine Dienstleistungspolitik 
für gute Arbeit und gute Dienstleistungen 
benötigt deshalb einen Kurswechsel. Not-
wendig ist eine andere Politik, die der zu-
nehmenden Bedeutung von Dienstleistun-
gen für die Entwicklung der Gesellschaft 
Rechnung trägt und Dienstleistungsarbeit 
aufwerten will. Benötigt werden:
–	� Umfangreiche Investitionen in gesell-

schaftlich notwendige Dienstleistungen 
und öffentliche Güter. Diese sollen zum 
Beispiel in die Energiewende, die Förde-
rung ökologisch nachhaltiger Mobilität 
und in die Bereiche Bildung, Gesundheit 
und Pflege fließen. Für ihre Finanzierung 
benötigen wir nach Jahrzehnten einer 
Politik der Steuersenkungen eine stär-
kere Belastung von hohen Einkommen 
und Vermögen.

–	� Eine Wirtschaftspolitik, die die Nachfra-
ge nach hochwertigen Dienstleistungen 
steigert und damit mehr Anreize für 
hochwertige Dienstleistungen setzt.

– � Eine Professionalisierung der Dienst-
leistungsarbeit. Voraussetzungen pro-
fessioneller Dienstleistungsarbeit sind 
eine gute, mindestens dreijährige Aus-
bildung und eine beständige Weiter-
bildung. Zudem muss gerade aufgrund 
des absehbaren Fachkräftemangels im 
Dienstleistungsbereich die Ausbildungs-
kapazität gesteigert werden.

–	� Eine umfassende Reregulierung aller 
Arbeitsverhältnisse. Das unbefristete 
Arbeitsverhältnis muss die Regel sein, 
sachgrundlose Befristungen müssen 
verboten werden. Leiharbeit ist strikt zu 
regulieren. Es müssen ein gesetzlicher 
Mindestlohn von mindestens 8,50 Euro 
und weitere Branchenmindestlöhne ein-
geführt werden.

–	� Soziale Innovationen, die die Interessen 
der Menschen in den Vordergrund stel-
len. Der Technikeinsatz muss integriert 
erfolgen. Deshalb müssen Innovationen 
unter Beteiligung der von ihnen betrof-
fenen Menschen stattfinden.

–	� Der qualitative wie quantitative Ausbau 
der Dienstleistungs- und der Arbeitsfor-
schung.

In der gerade begonnenen Debatte über 
die Anforderungen an eine Finanzierung 
strukturschwacher Kommunen und Regio
nen in Deutschland nach dem Auslaufen 
des Solidarpakts 2019 muss der Perspek-
tive einer Dienstleistungspolitik für gute 
Arbeit und gute Dienstleistungen in Ost 
und West ausreichend Platz eingeräumt 
werden. Dafür wollen wir uns gemeinsam 
einsetzen.

Martin Beckmann ist Gewerkschaftssekretär 

in der ver.di-Bundesverwaltung und Referent für 

Dienstleistungspolitik, Regional- und Strukturpolitik. 

Horst Kahrs ist Mitarbeiter der Rosa-Luxemburg-

Stiftung und koordiniert den Gesprächskreis  

»Soziale Ungleichheit und Sozialstrukturanalyse«. 

Beide organisierten und leiteten die Gesprächs

runden.
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Verzeichnis der Referentinnen und Referenten  
der Gesprächs- und Veranstaltungsreihe  
»Menschengerechter öffentlicher Dienst:  
Herausforderungen und Gestaltungsnotwendig­
keiten in Ostdeutschland«

Wolfgang Weiß, Leibniz Institut  
für Agrarentwicklung in Mittel- und  
Osteuropa (IAMO) 
Arbeit in der Zeit des demographischen Wandels. 
Bemerkungen aus Sicht der Regional-Demogra-
phie; Vortrag, Erfurt, 15. Mai 2012

Martin Ehrlich,  
Friedrich-Schiller-Universität Jena  
Sozial oder Wirtschaft? Welche ökonomische  
Bedeutung kommt der Sozialwirtschaft zu?  
Auszüge aus dem Sozialwirtschaftsbericht  
Thüringen; Vortrag, Erfurt, 15. Mai 2012

Walter Ganz, Fraunhofer-Institut für  
Arbeitswissenschaft und Organisation  
IAO Stuttgart 
Service Engineering – Impulsgeber für Service-
Innovationen im öffentlichen Dienst;  
Vortrag, Jena, 26. Juni 2012

Wolfgang Dunkel, ISF München  
Merkmale, Besonderheiten, Gestaltungsanforde-
rungen von Dienstleistungsarbeit; Vortrag, Jena, 
26. Juni 2012

Daniel Bieber, iso-institut Saarbrücken 
Soziale Innovationen und soziale Dienstleistungen 
im demografischen Wandel; Vortrag, Jena,  
12. September 2012

Bodo Ramelow, Vorsitzender der  
Fraktion DIE LINKE im Thüringer Landtag 
Vorschläge von Linken für eine moderne  
Verwaltung in Thüringen; Vortrag, Erfurt,  
14. November 2012

Dieter Vesper 
Schuldenbremse und Finanzlage ostdeutscher 
Länder und Kommunen; Vortrag, Erfurt, 
14. November 2012

Petra Sitte, MdB DIE LINKE 
Soziale Innovationspolitik und ihre Rahmen
bedingungen; Vortrag, Erfurt, 14. November 
2012

Achim Meerkamp/Renate Sternatz,  
Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
Aktive Dienstleistungspolitik und gute Arbeit; 
Vortrag, Erfurt, 14. November 2012

Regelmäßige Kommentierungen der  
Vorträge von  
– � Steffen Harzer, Bürgermeister von  

Hildburghausen; 
– � Simona König, Vorsitzende des Gesamt

personalrates der Stadt Halle
– � sowie am 14. November 2012 von  

Sandra Matthäus, Mitglied der Initiative  
»3. Generation Ost«
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Im vergangenen Jahr hat sich auf Einladung der  
Rosa-Luxemburg-Stiftung und der Vereinten Dienstleistungs

gewerkschaft ver.di eine Runde von Expertinnen und Experten 
von ver.di und der Landtagsfraktionen der Partei DIE LINKE  

in Thüringen und Sachsen-Anhalt mehrmals getroffen,  
um gemeinsam zu beraten, wie eine Dienstleistungspolitik  
in den ostdeutschen Ländern aussehen kann, die auf gute  

Arbeit, soziale Innovationen, ökologische Nachhaltigkeit und  
eine Stärkung der Massenkaufkraft durch gerechtere 

Verteilungsverhältnisse setzt. Dieser Bericht versteht sich als ein 
Zwischenergebnis. Unser Ziel ist es, eine Debatte zu verbreitern, 
in deren Mittelpunkt Dienstleistungspolitik aus der Perspektive 

der Bürgerinnen und Bürger und der Beschäftigten steht.  
Denn ob eine Dienstleistung »gut« ist, entscheiden immer beide 

Seiten, diejenigen, die sie erbringen, und diejenigen,  
für die sie angeboten werden.


